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B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

1 Umstufung eines Abschnittes der Kreisstraße
K 13 im Gebiet der Stadt Lüdinghausen, Kreis
Coesfeld

Im Stadtgebiet von Lüdinghausen hat der innerstädtische
Abschnitt der Kreisstraße K 13 seine bisherige Verkehrs-
bedeutung verloren.

Nach § 8 Abs. 3 Straßen- und Wegegesetz des Landes
NRW (StrWG NRW) wird der Abschnitt der Kreisstraße
K 13 im Bereich der Steverstraße von dem Abzweig
K 14/K 13 über den Straßenzug Borg und die Münsterstra-
ße bis zum Einmündungsbereich Klosterstraße zur Gemein-
destraße gem. § 3 Abs. 4 StrWG NRW in der Baulast der
Stadt Lüdinghausen abgestuft.

Die Abstufung wird mit Wirkung zum 01. Januar 2009
verfügt.

Begründung:

Gemäß § 3 Abs. 1 StrWG NRW werden die öffentlichen
Straßen nach ihrer Verkehrsbedeutung in Landes-, Kreis-
und Gemeindestraßen sowie in sonstige Straßen eingeteilt.
Dabei wird die Verkehrsbedeutung einer Straße nach ihrer
Funktion im Gesamtstraßennetz beurteilt.

Kreisstraßen sind gemäß § 3 Abs. 3 StrWG NRW Stra-
ßen mit überörtlicher Verkehrsbedeutung, die den zwi-
schenörtlichen Verkehrsverbindungen dienen oder zu die-
nen bestimmt sind. Als überörtlich ist insbesondere der Ver-
kehr anzusehen, der zwischen mehreren Orten innerhalb
eines Kreises verläuft. Er muss über den örtlichen Verkehr
einer Gemeindestraße hinausgehen.

Der oben näher bezeichnete Abschnitt der K 13 ist keine
Straße mehr, die diesen gesetzlichen Vorgaben entspricht;
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die diesem Straßenzug durch Widmung zugedachte Funk-
tion ist somit entfallen.

Im Rahmen der Einführung zum Stadterneuerungspro-
gramm 2006 des Landes NRW ist in der Verkehrsbedeu-
tung des o. g. Abschnittes der K 13 eine Änderung eingetre-
ten, so dass diese öffentliche Straße durch Umstufung
gemäß § 8 StrWG NRW derjenigen Straßengruppe zuzu-
ordnen ist, die ihrer jetzigen Verkehrsbedeutung entspricht.
Unter Beachtung der im § 3 Abs. 4 StrWG NRW dargeleg-
ten Voraussetzungen erfolgt daher die Abstufung des
Abschnittes der K 13 zur Gemeindestraße.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats
nach Zustellung Klage erhoben werden. Die Klage ist
schriftlich oder zur Niederschrift beim Verwaltungsgericht
Münster, Piusallee 38, 48147 Münster zu erheben.

Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Bezirksregie-
rung Münster, Domplatz 6 – 7, 48143 Münster) und den
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Wird die
Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei Abschriften bei-
gefügt werden.

Münster, den 15. Dezember 2008

Bezirksregierung Münster
Az. 25.07.01.01

Im Auftrag
gez. Dagmar Richter

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 1 – 2

2 Verlust eines Dienstsiegels

Bezirksregierung Münster
Az.: 48.02.01.05-100

Münster, 16.12.2008

Das Dienstsiegel der Richard-Wagner-Schule Bottrop, mit
der Aufschrift: „Richard-Wagner-Schule, städt. kath.
Grundschule, Primarstufe, Bottrop“ ist in Verlust geraten.
Das in Verlust geratene Dienstsiegel wird hiermit für ungül-
tig erklärt.

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 2

3 Ordnungsbehördliche Verordnung zur
Ausweisung des Gebietes „Fledder“
Gemeinde Hopsten, Kreis Steinfurt,
im Regierungsbezirk Münster,
als Naturschutzgebiet

Präambel
Diese Verordnung bezieht sich auf das Naturschutzgebiet
„Fledder“ in der Gemarkung Schale der Gemeinde
Hopsten, Kreis Steinfurt. Es handelt sich um ein bedeuten-
des Feuchtwiesenschutzgebiet, das unmittelbar an der Lan-
desgrenze zu Niedersachsen in der nördlichsten Spitze des
Regierungsbezirks Münster liegt.

Das Gebiet zeichnet sich durch Bruchwälder sowie durch
Feuchtgrünland mit vegetationskundlich bedeutsamen Flä-
chen aus, die weitgehend einer extensiven landwirtschaft-
lichen Nutzung unterliegen. Hier finden sich selten gewor-
dene Grünlandgesellschaften wie Stillwasser-Röhricht,
Feuchte Weidelgras-Weißkleeweide, Birken-Eichenwald,
und Walzenseggen-Erlenbruch sowie 29 Pflanzenarten der
Roten Liste. Darüber hinaus besitzt das Naturschutzgebiet
eine hohe ornithologische Bedeutung als traditionelles Brut-

gebiet für die Rohrweihe, den Großen Brachvogel, den
Neuntöter und den Pirol. Des Weiteren hat das Gebiet
große Bedeutung für den Erhalt der Laubfrosch-Population
im Norden des Kreises Steinfurt.

Wichtiges Ziel dieser Verordnung ist der Erhalt bzw. die
Entwicklung und extensive Bewirtschaftung des Grünland-
komplexes mit Feucht- und Magergrünland als Lebensraum
für Wat- und Wiesenvögel sowie die Entwicklung von
feuchten Hochstaudenfluren. Das Gebiet nimmt wegen sei-
nes Entwicklungspotentials eine herausragende Stellung im
landesweiten Verbund der Feuchtwiesenschutzgebiete ein.

Mit dieser Verordnung werden außerdem die Vorgaben
des Landesentwicklungsplanes mit der Darstellung eines
„Gebietes zum Schutz der Natur“ sowie des Regionalpla-
nes, Teilabschnitt Münsterland, mit der Darstellung eines
„Bereiches für den Schutz der Natur“ konkretisiert und
erfüllt.

Inhalt

Rechtsgrundlagen

§ 11 Schutzgebiet
§ 12 Schutzzweck und Schutzziel
§ 13 Allgemeine Verbotsregelungen
§ 14 Landwirtschaftliche Regelungen
§ 15 Jagdliche Regelungen
§ 16 Nicht betroffene Tätigkeiten
§ 17 Befreiungen
§ 18 Gesetzlich geschützte Biotope
§ 19 Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften
§ 10 Verfahrens- und Formvorschriften
§ 11 Inkrafttreten

Anlage I: Übersichtskarte im Maßstab 1:25000

Anlage II: Detailkarte im Maßstab 1:5000

Rechtsgrundlagen
Aufgrund

– des § 42 a Abs. 1 und 3 in Verbindung mit den §§ 20 und
34 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherung des Naturhaushalts
und zur Entwicklung der Landschaft (Landschaftsgesetz –
LG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2000
(GV. NRW. S. 568), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 19.06.2007 (GV. NRW. S. 266),

– der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und
Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden-
gesetz – OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13.05.1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt geändert durch
Artikel 73 vom 05.04.2005 (GV. NRW. S. 274) und

– des § 20 Abs. 1 Landesjagdgesetz (LJG-NRW) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 07.12.1994
(GV. NW. 1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt geändert
durch Artikel IV des Gesetzes vom 19.06.2007 (GV.
NRW. S. 226),

wird – hinsichtlich der Regelungen der Ausübung der Jagd
im Einvernehmen mit der Oberen Jagdbehörde des Landes
NRW – verordnet:

§ 1
Schutzgebiet

(1) Das Naturschutzgebiet „Fledder“ ist ca. 97 ha groß und
liegt im Kreis Steinfurt im Gebiet der Gemeinde Hops-
ten, Gemarkung Schale.

Die Lage des Gebietes ist in der Karte
– im Maßstab 1:25000 (Übersichtskarte, Anlage I)
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und die genaue Abgrenzung des Gebietes in der Karte
– im Maßstab 1:5000 (Detailkarte, Anlage II)

dargestellt.

Das Naturschutzgebiet umfasst folgende Flurstücke

Gemarkung Schale

Flur 1, Flurstücke 1, 2, 19, 22 – 25, 26 tlw., 27 – 31,
34 – 46, 54, 58, 60, 66

Flur 2, Flurstücke 105 tlw.

Flur 3, Flurstücke 3, 4

Bei den Flächen

Gemarkung Schale

Flur 1, Flurstücke 1 tlw., 2 tlw., 22, 23, 24 tlw.,
29 tlw., 31 tlw., 36 tlw., 37 tlw.,
42 tlw., 43 tlw., 46, 54 tlw. und
60 tlw.

handelt es sich um vegetationskundlich bedeutsame
Flächen.

Die Anlagen I und II sind Bestandteile dieser Verord-
nung.

Die als Anlage II bezeichnete Karte im Maßstab 1:5000
kann aus drucktechnischen Gründen an dieser Stelle
nicht veröffentlicht werden. Sie wird im Wege der
Ersatzveröffentlichung durch die Möglichkeit der Ein-
sichtnahme bekannt gemacht.

(2) Diese Verordnung mit Anlagen kann während der
Dienststunden bei folgenden Behörden eingesehen wer-
den:

a) Bezirksregierung Münster
– Höhere Landschaftsbehörde –
Domplatz 1 – 3
48143 Münster

b) Landrat des Kreises Steinfurt
– Untere Landschaftsbehörde –
Dienstgebäude Tecklenburg
Landrat-Schultz-Straße 1
49545 Tecklenburg

c) Bürgermeister der Gemeinde Hopsten
Bunte Straße 35
48496 Hopsten.

§ 2
Schutzzweck und Schutzziel

(1) Das in § 1 näher bezeichnete Gebiet wird als Natur-
schutzgebiet gemäß § 20 LG ausgewiesen.

(2) Die Unterschutzstellung erfolgt

a) zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung
von Lebensgemeinschaften und Lebensstätten, insbe-
sondere von Pflanzen und Pflanzengesellschaften des
offenen Wassers und des feuchten Grünlandes sowie
von seltenen und z. T. stark gefährdeten landschafts-
raumtypischen Pflanzen- und Tierarten u. a. von
seltenen, zum Teil gefährdeten Wat- und Wiesen-
vögeln, Amphibien und Wirbellosen;

b) zur Erhaltung und Entwicklung eines großflächigen
Feuchtwiesenbereiches als Rast- und Überwinte-
rungsgebiet sowie bedeutsames Brutgebiet für zahl-
reiche, z. T. stark gefährdete Vogelarten;

c) aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, landes-
kundlichen und erdgeschichtlichen Gründen, wegen
der biogeographischen Bedeutung und wegen der
dort vorkommenden schutzwürdigen Böden: Böden
mit extremen Wasser- und geringen Nährstoffange-
boten als natürlicher Lebensraum sowie regionaltypi-

sche oder besonders seltene Böden als Archiv der
Natur- und Kulturgeschichte;

d) wegen der Unersetzbarkeit, Seltenheit, besonderen
Eigenart und der hervorragenden Schönheit des
Gebietes;

e) zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur Abwehr
schädlicher Einwirkungen und negativer Veränderun-
gen ökologischer Zusammenhänge;

f) als Bestandteil eines Biotopverbundes von landeswei-
ter Bedeutung.

(3) Die über die Verordnungsdauer hinausgehende lang-
fristige Zielsetzung für das Gebiet ist die Erhaltung,
Sicherung und weitere Entwicklung einer charakteris-
tischen, weitgehend offenen Feuchtwiesenlandschaft
sowie die Sicherung eines stabilen, landschaftstypischen
Wasser- und Nährstoffhaushaltes. Zum Schutz der nähr-
stoffarmen Lebensräume ist die Extensivierung des
Grünlandes sicherzustellen.

§ 3
Allgemeine Verbotsregelungen

(1) In dem Naturschutzgebiet sind, soweit der nachfolgende
Absatz 2 und die §§ 4 – 6 dieser Verordnung nicht etwas
Anderes bestimmen, alle Handlungen verboten, die zu
einer erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung
oder Störung oder zu einer Zerstörung, Beschädigung
oder Veränderung des Naturschutzgebietes oder seiner
Bestandteile führen können (Verschlechterungsverbot).

(2) In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere verboten:

11. bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder deren
Nutzung zu ändern, auch wenn dafür keine Planfest-
stellung, Genehmigung oder Anzeige erforderlich ist;

Begriffsbestimmung:
Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind
die in § 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landesbauordnung – BauO NRW –)
vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 255) in der jeweils
geltenden Fassung definierten Anlagen, hierzu zäh-
len auch Stege, Camping- und Wochenendplätze,
Viehhütten, Jagdkanzeln, offene Hochsitze und
Ansitzleitern sowie Verkehrsanlagen, Wege und Plät-
ze einschließlich deren Nebenanlagen;

unberührt bleibt die Wiederherstellung oder der
Ersatz bestehender geschlossener Jagdkanzeln in der
Zeit vom 01.10. bis 01.03.

Ausnahme:
Für die Errichtung von Viehhütten, Ansitzleitern,
offenen Hochsitzen und Jagdkanzeln (einschließlich
mobiler Jagdkanzeln) erteilt die Untere Landschafts-
behörde auf Antrag eine Ausnahmegenehmigung,
soweit diese nach Standort und Gestaltung dem
Schutzzweck und Schutzziel nicht entgegen stehen;

Hinweis:
Das Erfordernis, vor Errichtung einer jagdlichen Ein-
richtung die Erlaubnis des Flächeneigentümers einzu-
holen, bleibt bestehen.

12. Leitungen aller Art einschließlich ober- und unter-
irdischer Ver- und Entsorgungseinrichtungen und
Fernmeldeeinrichtungen anzulegen oder zu ändern;

Ausnahme:
Die Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitun-
gen einschließlich Fernmeldeeinrichtungen sowie die
Neuanlage oder Änderung auf öffentlichen Ver-
kehrswegen sind außerhalb der vom 15.03. bis 15.06.
währenden Brutzeit ausgenommen, sofern die Maß-
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nahme der Unteren Landschaftsbehörde des Kreises
Steinfurt vorher angezeigt wird und diese
nicht binnen eines Monats hiergegen Bedenken
erhebt.

13. Zäune und andere Einfriedungen anzulegen oder zu
ändern;

unberührt bleibt die Errichtung und Unterhaltung
ortsüblicher Weidezäune;

14. Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder, Beschriftun-
gen oder Beleuchtungen zu errichten, anzubringen
oder zu verändern;

unberührt bleibt die Erneuerung bestehender Hin-
weistafeln in bestehender Art und Größe, die Errich-
tung oder das Anbringen behördlich genehmigter
Schilder oder Beschriftungen soweit sie ausschließ-
lich auf den Schutzzweck des Gebietes hinweisen
oder als Orts- und Verkehrshinweise, Wegmarkie-
rungen oder Warntafeln dienen;

15. Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Zelte oder
Warenautomaten oder ähnliche, dem zeitweiligen
Aufenthalt von Menschen dienende Anlagen aufzu-
stellen; Kraftfahrzeuge, Wohnwagen, Wohnmobile
oder Wohncontainer abzustellen oder Stellplätze für
sie anzulegen;

16. Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze anzu-
legen; zu lagern, zu zelten, zu grillen oder Feuer zu
machen;

17. Anlagen für den Wasser-, Luft-, Schieß- und Modell-
flugsport zu errichten sowie mit Modellflugzeugen,
Flugdrachen, Ultraleichtflugzeugen, Gleitschirmen
und Ballons zu starten oder zu landen und das
Gebiet mit diesen zu überfliegen;

18. Motor-, Wasser-, Eis-, Schieß-, Luft- und Modell-
sport auszuüben und Modellfahrzeuge jeglicher Art
zu betreiben;

19. Gewässer (einschließlich Fischteiche) neu anzu-
legen, fließende oder stehende Gewässer einschließ-
lich ihrer Ufer zu verändern, zu beseitigen, in eine
intensivere Nutzung zu überführen oder hinsichtlich
ihrer sonstigen Eigenschaften nachteilig zu verän-
dern;

10. Gewässer mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, in
ihnen zu baden oder ihre Eisflächen zu betreten bzw.
zu befahren;

unberührt bleibt das Betreten der Eisfläche zum Ber-
gen von Wild im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Jagd;

11. Gewässer fischereilich zu nutzen;

12. Entwässerungs- und andere, den Wasserhaushalt des
Gebietes verändernde Maßnahmen vorzunehmen
sowie den Grundwasserstand abzusenken (z. B.
durch Neuanlage von Gräben oder Dränagen);

13. Gewässer zu düngen, zu kalken oder mechanische,
physikalische, chemische und biologische Verände-
rungen durchzuführen, die die Beschaffenheit bzw.
die Ökologie der Gewässer negativ beeinträchtigen
können;

14. Maßnahmen zur Unterhaltung der Gewässer, die
nicht in den jährlich zu erstellenden Unterhaltungs-
plänen enthalten sind, ohne Benehmen mit der
Unteren Landschaftsbehörde durchzuführen;

15. Wege, Straßen und Plätze anzulegen, zu verändern
oder in eine höhere Ausbaustufe zu überführen;

Ausnahme:

Die Unterhaltung bestehender Straßen und Wege
mit standortangepasstem Material außerhalb der
vom 15.03. bis 15.06. währenden Brutzeit, sofern die
Maßnahme der Unteren Landschaftsbehörde des
Kreises Steinfurt vorher angezeigt wird und diese
nicht binnen eines Monats hiergegen Bedenken
erhebt.

16. die Flächen abseits von Straßen, Wegen, Park- und
Stellplätzen zu betreten, zu befahren (dies gilt auch
für das Befahren mit Fahrrädern und Kutschen), auf
ihnen zu reiten sowie Fahrzeuge außerhalb der spe-
ziell dafür gekennzeichneten Park- und Stellplätze
abzustellen;

unberührt bleiben:

a) das Betreten und Befahren im Rahmen der ord-
nungsgemäßen Landwirtschaft unter Beachtung
der Grundsätze der guten fachlichen Praxis sowie
das Betreten und Befahren im Rahmen der
Gewässerunterhaltung,

b) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Jagd, soweit es nicht an anderer
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch
die §§ 3 und 5 eingeschränkt oder verboten ist;

c) das Betreten durch den Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigten,

d) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Imkerei soweit es nicht an anderer
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch
§ 3 Abs. 2 Nr. 19 b) eingeschränkt ist;

e) das Betreten und Befahren zur Durchführung
behördlicher Überwachungsaufgaben und Unter-
haltungsmaßnahmen;

17. Hunde unangeleint laufen zu lassen sowie Hunde-
sportübungen, -ausbildungen und -prüfungen durch-
zuführen;

unberührt bleibt der Einsatz von Hütehunden im
Rahmen der Schäferei und der Einsatz von Jagdhun-
den im Rahmen der ordnungsgemäßen Ausübung
der Jagd, jedoch nicht die Ausbildung von Jagdhun-
den;

18. wildlebende Tiere zu füttern, ihnen nachzustellen, sie
zu beunruhigen, zu fangen, zu verletzen oder zu
töten; Puppen, Larven, Eier und sonstige Entwick-
lungsformen sowie Nester oder sonstige Nist-,
Brut-, Wohn- und Zufluchtsstätten dieser Tiere der
Natur zu entnehmen, sie zu beschädigen oder zu
zerstören sowie diese Tiere durch Lärmen, Aufsu-
chen, Fotografieren, Filmen oder ähnliche Handlun-
gen zu stören;

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Ausübung der
Jagd, soweit sie nicht an anderer Stelle dieser Ver-
ordnung und insbesondere durch die §§ 3 und 5 ein-
geschränkt oder verboten ist.

19. Tiere, Bäume, Sträucher oder sonstige Pflanzen oder
entwicklungsfähige Pflanzenteile einzubringen, anzu-
siedeln bzw. auszusetzen;

unberührt bleiben

a) die ordnungsgemäße Landwirtschaft unter Beach-
tung der Grundsätze der guten fachlichen Praxis,
soweit diese nicht an anderer Stelle dieser Verord-
nung und insbesondere durch § 4 eingeschränkt
oder verboten ist;
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b)die ordnungsgemäße Ausübung der Imkerei,
soweit die Standorte für das Aufstellen von Bie-
nenhäusern oder Bienenvölkern in mobilen Anla-
gen mit der Unteren Landschaftsbehörde abge-
stimmt sind;

20. Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Sonderkultu-
ren wie z. B. Weihnachtsbaum- oder Schmuckreisig-
kulturen, Kurzumtriebsplantagen oder Baumschulen
anzulegen;

21. Wiederaufforstungen bestehender Waldflächen und
Nachpflanzungen von Gehölzen und Hecken mit
nicht zur potentiell natürlichen Vegetation gehörenden
Pflanzen vorzunehmen sowie Pflanzmaterial ungeeig-
neter Herkünfte zu verwenden;

22. Bäume, Sträucher oder sonstige wildwachsende
Pflanzen sowie Pilze ganz oder in Teilen zu beschä-
digen, zu beseitigen, auszugraben oder Teile davon
abzutrennen oder auf andere Weise in ihrem Wachs-
tum oder Bestand zu beeinträchtigen. Als Beschädi-
gung gilt auch das Verletzen des Wurzelwerkes (z. B.
durch Pflügen) oder der Rinde und jede Handlung,
die geeignet ist, das Wachstum und die Entwicklung
zu beeinträchtigen;

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Landwirtschaft
unter Beachtung der Grundsätze der guten fachlichen
Praxis, soweit diese nicht an anderer Stelle dieser
Verordnung und insbesondere durch § 4 einge-
schränkt oder verboten ist;

23. Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, Aus-
schachtungen oder Sprengungen sowie andere die
Bodengestalt verändernde Maßnahmen durchzufüh-
ren und Boden- oder Gesteinsmaterial zu entneh-
men, zu gewinnen oder aus dem Gebiet zu entfer-
nen;

24. Abfallstoffe aller Art (einschließlich Grün- und Gar-
tenabfällen), Boden, Bauschutt, Altmaterial sowie
andere landschaftsfremde flüssige oder feste Stoffe
oder landschaftsfremde Gegenstände, die geeignet
sind das Landschaftsbild oder den Naturhaushalt zu
beeinträchtigen oder zu gefährden, kurzfristig oder
auf Dauer zu lagern, auf- bzw. einzubringen, in
Gewässer oder in das Grundwasser einzuleiten oder
sich ihrer in anderer Weise zu entledigen;

25. bislang land- und forstwirtschaftlich nicht genutzte
Flächen zu bewirtschaften, mit Pflanzenschutzmit-
teln (inklusive Schädlingsbekämpfungsmittel und
Bodenbehandlungsmittel) oder sonstigen Bioziden
zu behandeln, zu düngen oder zu kalken;

unberührt bleibt die Bewirtschaftung von Flächen,
die im Rahmen landwirtschaftlicher Förderprogram-
me (z. B. Flächenstilllegungsprogramm) zurzeit des
Inkrafttretens dieser Verordnung nicht genutzt wer-
den, nach Ablauf der vertraglichen Regelung.

§ 4
Landwirtschaftliche Regelungen

(1) Die ordnungsgemäße Landwirtschaft kann – außer auf
den vegetationskundlich bedeutsamen Flächen – ent-
sprechend den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis
fortgeführt werden.

Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bodennut-
zung, die über die in den §§ 3 und 4 aufgeführten Ein-
schränkungen hinaus gehen und die zur Herstellung oder
Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften im Sinne
von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen Vereinba-
rungen mit den betroffenen Landwirten vorbehalten.

Hinweis:
Flächen, die auf der vertraglichen Basis der Sonderprogram-
me des Naturschutzes des Landes Nordrhein-Westfalen
bereits von Acker in Grünland umgewandelt worden sind
oder zukünftig umgewandelt werden, dürfen gemäß § 3a
Abs. 2 LG nach Vertragsablauf wieder in ihren Ursprungs-
zustand zurückgeführt werden.

(2) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

1. Grünland umzuwandeln oder umzubrechen.

Ausnahme:
Pflegeumbrüche und Wiedereinsaaten können außer-
halb der vegetationskundlich bedeutsamen Flächen
unter Beachtung des in § 2 formulierten Schutzzieles
nach vorangegangener Anzeige bei der Unteren Land-
schaftsbehörde in der Zeit vom 01.07. bis 30.09.
durchgeführt werden. Mit der Maßnahme darf erst
begonnen werden, wenn die Untere Landschaftsbe-
hörde nicht binnen eines Monats nach der Anzeige
hiergegen Bedenken erhebt;

Begriffsbestimmung:

Umwandlung ist eine auf Dauer angelegte Veränderung
von Grünland oder Brachflächen in Acker oder eine
andere Nutzungsart.

Pflegeumbruch ist eine im Rahmen der ordnungsge-
mäßen Landwirtschaft vorübergehende mechanische
Veränderung von Grünland und die sofortige Wieder-
herstellung der Fläche als Dauergrünland nach dem
Umbruch;

2. Düngemittel oder Wirtschaftsdünger auf Brachflä-
chen, Uferböschungen und Feldrainen anzuwenden
oder auf Brachflächen, Uferböschungen, Feldrainen
und vegetationskundlich bedeutsamen Flächen zu
lagern;

3. die Pflanzendecke abzubrennen oder mit chemischen
Mitteln niedrig zu halten;

4. außerhalb von Ackerflächen Silage- und Futtermieten
anzulegen sowie Stallmist, Heu- und Silageballen und
andere landwirtschaftliche Stoffe und Geräte zu
lagern;

5. die Neuanlage von Gräben oder Dränagen zur Absen-
kung des Grundwasserstandes sowie die Anlage von
Mulden zur Ableitung von Oberflächenwasser;

Hinweis:
Hiervon unberührt bleibt die Unterhaltung oder Erneue-
rung bestehender Dränagen, Gräben und Gewässer,
wobei jedoch die entwässernde Wirkung bzw. Vorflut
nicht über das Maß zum Zeitpunkt der erstmaligen
Unterschutzstellung (Verordnung vom 04.05.1988) hin-
aus verändert werden darf.

§ 5
Jagdliche Regelungen

(1) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

1. Wildfütterungsanlagen, Wildäsungsflächen, Wildäcker
und Wildfütterungsplätze einschließlich Kirrungen
außerhalb von Ackerflächen anzulegen sowie vorhan-
dene Wildäsungsflächen und Wildäcker zu düngen
oder mit Pflanzenschutzmitteln (inklusive Schädlings-
bekämpfungsmittel und Bodenbehandlungsmittel)
oder sonstigen Bioziden zu behandeln;
Hinweis:
Die Verordnung über die Bejagung, Fütterung und Kir-
rung von Wild (Fütterungsverordnung) vom 23.01.1998
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(GV. NRW. S. 186, ber. S. 380), in der jeweils gültigen
Fassung, ist zu beachten;

2. in Notzeiten Wildfütterungen auf vegetationskundlich
bedeutsamen Flächen vorzunehmen;

3. das Naturschutzgebiet außerhalb von Straßen und
Wegen zu befahren mit Ausnahme zur Versorgung
des kranken oder verletzten Wildes gemäß § 22 a 
Abs. 1 Bundesjagdgesetz (BJagdG) vom 29.09.1976
(BGBl. I S. 2849) in der jeweils gültigen Fassung und
zur Bergung des erlegten Wildes sowie zum notwen-
digen Ersatz bestehender Ansitzeinrichtungen in der
Zeit vom 01.10. – 01.03.;

4. jagdbare Tiere auszusetzen;

5. „Kunstbauten“ (z. B. zur Fuchsbejagung) anzulegen;

Ausnahme:
Die Untere Landschaftsbehörde erteilt auf Antrag
eine Ausnahme, sofern Standort und Anzahl sowie
der Zeitpunkt dem Schutzzweck und Schutzziel nicht
entgegenstehen.

(2) Einschränkungen der jagdlichen Nutzung, die über die
in den §§ 3 und 5 aufgeführten Einschränkungen hinaus-
gehen und die zum Schutz von Arten oder zur Herstel-
lung oder Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften
im Sinne von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen
Vereinbarungen mit den betroffenen Jagdrechtsinhabern
vorbehalten.

§ 6
Nicht betroffene Tätigkeiten

Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben:

1. von der Unteren Landschaftsbehörde angeordnete,
genehmigte oder selbst durchgeführte Pflege-, Entwick-
lungs- und Sicherungsmaßnahmen;

2. sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig
ausgeübte Nutzungen und Befugnisse, die Wartung und
Unterhaltung sowie der notwendige Ersatz bestehender
Anlagen, einschließlich Verkehrsanlagen, Wege und
Plätze und Gewässer, sofern diese Verordnung keine
andere Regelung enthält (für die Wartung und Unterhal-
tung von Versorgungsleitungen, Straßen und Wege siehe
insbesondere § 3 Abs. 2 Nr. 2 und 15 dieser VO);

3. die zur Abwendung von Gefahren für die öffentliche
Sicherheit und Ordnung oder zur Beseitigung eines Not-
standes erforderlichen Maßnahmen. Der Träger der
Maßnahmen hat die Untere Landschaftsbehörde unver-
züglich zu unterrichten;

4. die Vornahme gesetzlich vorgeschriebener Maßnahmen.
Zeit und Umfang dieser Maßnahmen sind mit der Unte-
ren Landschaftsbehörde abzustimmen;

5. die ordnungsgemäße Ausübung der Land- und Forst-
wirtschaft unter Beachtung der Grundsätze der guten
fachlichen Praxis sowie der Imkerei in der bisherigen
Art und im bisherigen Umfang unter Beachtung der
Regelungen der §§ 3 und 4;

6. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und Maßnah-
men des Jagdschutzes gemäß § 23 BJagdG in V. m. § 25
Abs. 1 LJG-NRW und unter Beachtung der Regelungen
in den §§ 3 und 5;

7. die Durchführung von Exkursionen und wissenschaft-
lichen, ökologischen Untersuchungen nach vorheriger
Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehörde.

Hinweis:

Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch die
Ausnahmegenehmigung nicht berührt.

§ 7
Befreiungen

Von den Verboten dieser Verordnung kann die Untere
Landschaftsbehörde nach § 69 Abs. 1 LG auf Antrag Befrei-
ung erteilen, wenn 

a) die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall

aa) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde
und die Abweichung mit den Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu vereinbaren
ist oder

ab) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von
Natur und Landschaft führen würde

oder

b) überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die
Befreiung erfordern.

§ 5 LG gilt entsprechend.

§ 8
Gesetzlich geschützte Biotope

Strengere Regelungen des § 62 LG über die gesetzlich
geschützten Biotope bleiben von den Bestimmungen dieser
Verordnung unberührt.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 70 Abs. 1 LG handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote dieser
Verordnung verstößt.

(2) Nach § 71 Abs. 1 LG können Ordnungswidrigkei-
ten mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahndet
werden.

(3) Unabhängig von den Regelungen des Landschafts-
gesetzes wird gemäß § 329 Abs. 3 Strafgesetzbuch (StGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.11.1998
(BGBl. I S. 3322), in der jeweils gültigen Fassung mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft,
wer innerhalb des Naturschutzgebietes

1. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut
oder gewinnt;

2. Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt;

3. Gewässer schafft, verändert oder beseitigt;

4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete
entwässert;

5. Wald rodet;

6. Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes
besonders geschützten Art tötet, fängt, diesen nach-
stellt oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört
oder entfernt;

7. Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutzgeset-
zes besonders geschützten Art beschädigt oder ent-
fernt oder

8. ein Gebäude errichtet

und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht unerheb-
lich beeinträchtigt. Handelt der Täter fahrlässig, so kann
eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder eine Geld-
strafe (§ 329 Abs. 4 Nr. 2 StGB) verhängt werden.

§ 10
Verfahrens- und Formvorschriften

Hinweis gemäß § 42 a Abs. 4 LG:

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des
Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördengesetzes
kann gegen diese Verordnung nur innerhalb eines Jahres
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nach ihrer Verkündung geltend gemacht werden, es sei
denn,

a) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet
worden oder

b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der
Bezirksregierung Münster – Höhere Landschaftsbe-
hörde – vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

§ 11
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Ver-
kündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in
Kraft.

Münster, 09.12.2008

Bezirksregierung Münster
– Höhere Landschaftsbehörde –

51.1-010-ST/2008.0009-NSG Fledder

Dr. Peter Paziorek

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 2 – 8
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4 Ordnungsbehördliche Verordnung zur
Ausweisung des Gebietes „Wehrstroot“
Gemeinde Hopsten, Kreis Steinfurt,
im Regierungsbezirk Münster,
als Naturschutzgebiet

Präambel
Das 148,65 ha große Naturschutzgebiet umfasst im Wesent-
lichen Feuchtwiesen mit ihren typischen Tier- und Pflanzen-
gemeinschaften. Es handelt sich um ein bedeutendes
Feuchtwiesenschutzgebiet im Naturraum Plantlünner Sand-
ebene.

Das Gebiet zeichnet sich durch die typische Vegetation
eines Feuchtgrünlandes mit einer hohen Schutzwürdigkeit
aus. Insbesondere ist das Feuchtwiesengebiet durch die
landesweit gefährdeten Pflanzengesellschaften Wassergreis-
kraut-Wiese, Feuchte Weidelgras-Weißkleeweide und Rot-
schwingel-Magerweide sowie zahlreiche Rote Liste-Pflan-
zenarten (20) geprägt.

Das Naturschutzgebiet ist ein wichtiges Brutgebiet für den
Großen Brachvogel und traditioneller Rastplatz für durch-
ziehende Vogelarten wie den Kiebitz. Darüber hinaus brüten
hier auch immer wieder Baumfalke, Heidelerche, Kiebitz,
Neuntöter, Schwarzkehlchen und Steinkauz. Kornweihe
und Raubwürger sind regelmäßige Wintergäste im Wehr-
stroot.

Wichtiges Ziel dieser Verordnung ist der Erhalt bzw. die
Entwicklung und extensive Bewirtschaftung des Grünland-
komplexes mit Feucht- und Magergrünland als Lebensraum
für Wat- und Wiesenvögel. Das Gebiet ist auch wegen sei-
nes Entwicklungspotentials eine herausragende Teilfläche im
landesweiten Verbund der Moor- und Feuchtwiesen-
Schutzgebiete.

Mit dieser Verordnung werden außerdem die Vorgaben
des Landesentwicklungsplanes mit der Darstellung eines
„Gebietes zum Schutz der Natur“ sowie des Regional-
planes, Teilabschnitt Münsterland, mit der Darstellung eines
„Bereiches für den Schutz der Natur“ konkretisiert und
erfüllt.

Inhalt

Rechtsgrundlagen

§ 11 Schutzgebiet
§ 12 Schutzzweck und Schutzziel
§ 13 Allgemeine Verbotsregelungen
§ 14 Landwirtschaftliche Regelungen
§ 15 Jagdliche Regelungen
§ 16 Nicht betroffene Tätigkeiten
§ 17 Befreiungen
§ 18 Gesetzlich geschützte Biotope
§ 19 Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften
§ 10 Verfahrens- und Formvorschriften
§ 11 Aufhebung bestehender Verordnungen

§ 12 Inkrafttreten

Anlage I: Übersichtskarte im Maßstab 1:25000

Anlage II: Detailkarte im Maßstab 1:5000

Rechtsgrundlagen
Aufgrund

– des § 42 a Abs. 1 und 3 in Verbindung mit den §§ 20 und
34 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherung des Naturhaushalts
und zur Entwicklung der Landschaft (Landschaftsgesetz –
LG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2000

(GV. NRW. S. 568), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 19.06.2007 (GV. NRW. S. 266),

– der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und
Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden-
gesetz – OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13.05.1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt geändert durch
Artikel 73 vom 05.04.2005 (GV. NRW. S. 274) und

– des § 20 Abs. 1 Landesjagdgesetz (LJG-NRW) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 07.12.1994
(GV. NW. 1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt geändert
durch Artikel IV des Gesetzes vom 19.06.2007 (GV.
NRW. S. 226),

wird – hinsichtlich der Regelungen der Ausübung der Jagd
im Einvernehmen mit der Oberen Jagdbehörde des Landes
NRW – verordnet:

§ 1
Schutzgebiet

(1) Das Naturschutzgebiet „Wehrstroot“ ist 148,65 ha groß
und liegt im Kreis Steinfurt im Gebiet der Gemeinde
Hopsten, Gemarkung Schale.

Die Lage des Gebietes ist in der Karte
– im Maßstab 1:25000 (Übersichtskarte, Anlage I)

und die genaue Abgrenzung des Gebietes in der Karte
– im Maßstab 1:5000 (Detailkarte, Anlage II)

dargestellt.

Das Naturschutzgebiet umfasst folgende Flurstücke

Gemarkung Schale

Flur 21, Flurstücke 35, 42, 43,

Flur 22, Flurstücke 2, 4 tlw., 6 – 9, 12 – 16, 44,
46 tlw., 57 tlw., 59, 60, 63, 66, 68,
69, 72 tlw., 74 tlw., 78 – 94,
96 tlw., 98 – 100, 104, 107, 108

Flur 24, Flurstücke 25 tlw., 26 tlw., 27 tlw., 35,
87 – 89, 91, 93.

Bei den Flächen

Gemarkung Schale

Flur 22, Flurstücke 83, 89, 90

handelt es sich um vegetationskundlich bedeutsame
Flächen.

Die Anlagen I und II sind Bestandteile dieser Verord-
nung.

Die als Anlage II bezeichnete Karte im Maßstab 1:5000
kann aus drucktechnischen Gründen an dieser Stelle
nicht veröffentlicht werden. Sie wird im Wege der
Ersatzveröffentlichung durch die Möglichkeit der Ein-
sichtnahme bekannt gemacht.

(2) Diese Verordnung mit Anlagen kann während der
Dienststunden bei folgenden Behörden eingesehen wer-
den:

a) Bezirksregierung Münster
– Höhere Landschaftsbehörde –
Domplatz 1 – 3
48143 Münster

b) Landrat des Kreises Steinfurt
– Untere Landschaftsbehörde –
Dienstgebäude Tecklenburg
Landrat-Schultz-Straße 1
49545 Tecklenburg

c) Bürgermeister der Gemeinde Hopsten
Bunte Straße 35
48496 Hopsten.
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§ 2
Schutzzweck und Schutzziel

(1) Das in § 1 näher bezeichnete Gebiet wird als Natur-
schutzgebiet gemäß § 20 LG ausgewiesen.

(2) Die Unterschutzstellung erfolgt

a) zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung
von Lebensgemeinschaften und Lebensstätten, insbe-
sondere von Pflanzen und Pflanzengesellschaften des
offenen Wassers und des feuchten und mageren
Grünlandes sowie seltenen und z. T. stark gefährde-
ten landschaftsraumtypischen Pflanzen- und Tierar-
ten u. a. von seltenen, zum Teil gefährdeten Wat- und
Wiesenvögeln, Amphibien und Wirbellosen;

b) zur Erhaltung und Entwicklung eines großflächigen
Feuchtwiesenbereiches als Rast- und Überwinte-
rungsgebiet sowie bedeutsames Brutgebiet für zahl-
reiche, z. T. stark gefährdete Vogelarten;

c) aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, landes-
kundlichen und erdgeschichtlichen Gründen, wegen
der biogeographischen Bedeutung und wegen der
dort vorkommenden schutzwürdigen Böden: Böden
mit extremen Wasser- und geringen Nährstoffange-
boten als natürlicher Lebensraum sowie regionaltypi-
sche oder besonders seltene Böden als Archiv der
Natur- und Kulturgeschichte;

d) wegen der Unersetzbarkeit, Seltenheit, besonderen
Eigenart und der hervorragenden Schönheit des
Gebietes;

e) zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur Abwehr
schädlicher Einwirkungen und negativer Veränderun-
gen ökologischer Zusammenhänge;

f) als Bestandteil eines Biotopverbundes von landeswei-
ter Bedeutung.

(3) Die über die Verordnungsdauer hinausgehende lang-
fristige Zielsetzung für das Gebiet ist die Erhaltung,
Sicherung und weitere Entwicklung einer charakteris-
tischen, weitgehend offenen Feuchtwiesenlandschaft
sowie die Sicherung eines stabilen, landschaftstypischen
Wasser- und Nährstoffhaushaltes. Zum Schutz der nähr-
stoffarmen Lebensräume ist die Extensivierung des
Grünlandes sicherzustellen.

§ 3
Allgemeine Verbotsregelungen

(1) In dem Naturschutzgebiet sind, soweit der nachfolgende
Absatz 2 und die §§ 4 – 6 dieser Verordnung nicht
etwas anderes bestimmen, alle Handlungen verboten,
die zu einer erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchti-
gung oder Störung oder zu einer Zerstörung, Beschädi-
gung oder Veränderung des Naturschutzgebietes oder
seiner Bestandteile führen können (Verschlechterungs-
verbot).

(2) In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere verboten:

11. bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder deren
Nutzung zu ändern, auch wenn dafür keine Planfest-
stellung, Genehmigung oder Anzeige erforderlich
ist;

Begriffsbestimmung:
Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind
die in § 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landesbauordnung – BauO NRW –)
vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 255) in der jeweils
geltenden Fassung definierten Anlagen, hierzu zäh-
len auch Stege, Camping- und Wochenendplätze,

Viehhütten, Jagdkanzeln, offene Hochsitze und
Ansitzleitern sowie Verkehrsanlagen, Wege und
Plätze einschließlich deren Nebenanlagen;

unberührt bleibt die Wiederherstellung oder der
Ersatz bestehender geschlossener Jagdkanzeln in der
Zeit vom 01.10. bis 01.03.

Ausnahme:
Für die Errichtung von Viehhütten, Ansitzleitern,
offenen Hochsitzen und Jagdkanzeln (einschließlich
mobiler Jagdkanzeln) erteilt die Untere Landschafts-
behörde auf Antrag eine Ausnahmegenehmigung,
soweit diese nach Standort und Gestaltung dem
Schutzzweck und Schutzziel nicht entgegen stehen;

Hinweis:
Das Erfordernis, vor Errichtung einer jagdlichen Ein-
richtung die Erlaubnis des Flächeneigentümers einzu-
holen, bleibt bestehen.

12. Leitungen aller Art einschließlich ober- und unter-
irdischer Ver- und Entsorgungseinrichtungen und
Fernmeldeeinrichtungen anzulegen oder zu ändern;

Ausnahme:
Die Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitun-
gen einschließlich Fernmeldeeinrichtungen sowie die
Neuanlage oder Änderung auf öffentlichen Ver-
kehrswegen sind außerhalb der vom 15.03. bis 15.06.
währenden Brutzeit ausgenommen, sofern die Maß-
nahme der Unteren Landschaftsbehörde des Kreises
Steinfurt vorher angezeigt wird und diese nicht bin-
nen eines Monats hiergegen Bedenken erhebt.

13. Zäune und andere Einfriedungen anzulegen oder zu
ändern;

unberührt bleibt die Errichtung und Unterhaltung
ortsüblicher Weidezäune;

14. Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder, Beschriftun-
gen oder Beleuchtungen zu errichten, anzubringen
oder zu verändern;

unberührt bleibt die Erneuerung bestehender Hin-
weistafeln in bestehender Art und Größe, die Errich-
tung oder das Anbringen behördlich genehmigter
Schilder oder Beschriftungen soweit sie ausschließ-
lich auf den Schutzzweck des Gebietes hinweisen
oder als Orts- und Verkehrshinweise, Wegmarkie-
rungen oder Warntafeln dienen;

15. Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Zelte oder
Warenautomaten oder ähnliche, dem zeitweiligen
Aufenthalt von Menschen dienende Anlagen aufzu-
stellen; Kraftfahrzeuge, Wohnwagen, Wohnmobile
oder Wohncontainer abzustellen oder Stellplätze für
sie anzulegen;

16. Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze anzu-
legen; zu lagern, zu zelten, zu grillen oder Feuer zu
machen;

17. Anlagen für den Wasser-, Luft-, Schieß- und Modell-
flugsport zu errichten sowie mit Modellflugzeugen,
Flugdrachen, Ultraleichtflugzeugen, Gleitschirmen
und Ballons zu starten oder zu landen, und das
Gebiet mit diesen zu überfliegen;

18. Motor-, Wasser-, Eis-, Schieß-, Luft- und Modell-
sport auszuüben und Modellfahrzeuge jeglicher Art
zu betreiben;

19. Gewässer (einschließlich Fischteiche) neu anzu-
legen, fließende oder stehende Gewässer einschließ-
lich ihrer Ufer zu verändern, zu beseitigen, in eine
intensivere Nutzung zu überführen oder hinsichtlich
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ihrer sonstigen Eigenschaften nachteilig zu verän-
dern;

10. Entwässerungs- und andere, den Wasserhaushalt des
Gebietes verändernde Maßnahmen vorzunehmen
sowie den Grundwasserstand abzusenken (z. B.
durch Neuanlage von Gräben oder Dränagen);

11. Gewässer zu düngen, zu kalken oder mechanische,
physikalische, chemische und biologische Verände-
rungen durchzuführen, die die Beschaffenheit bzw.
die Ökologie der Gewässer negativ beeinträchtigen
können;

12. Maßnahmen zur Unterhaltung der Gewässer, die
nicht in den jährlich zu erstellenden Unterhaltungs-
plänen enthalten sind, ohne Benehmen mit der
Unteren Landschaftsbehörde durchzuführen;

13. Wege, Straßen und Plätze anzulegen, zu verändern
oder in eine höhere Ausbaustufe zu überführen;

Ausnahme:
Die Unterhaltung bestehender Straßen und Wege
mit standortangepasstem Material außerhalb der
vom 15.03. bis 15.06. währenden Brutzeit, sofern die
Maßnahme der Unteren Landschaftsbehörde des
Kreises Steinfurt vorher angezeigt wird und diese
nicht binnen eines Monats hiergegen Bedenken
erhebt.

14. die Flächen abseits von Straßen, Wegen, Park- und
Stellplätzen zu betreten, zu befahren (dies gilt auch
für das Befahren mit Fahrrädern und Kutschen), auf
ihnen zu reiten sowie Fahrzeuge außerhalb der spe-
ziell dafür gekennzeichneten Park- und Stellplätze
abzustellen;

unberührt bleiben:
a) das Betreten und Befahren im Rahmen der ord-

nungsgemäßen Landwirtschaft unter Beachtung
der Grundsätze der guten fachlichen Praxis sowie
das Betreten und Befahren im Rahmen der
Gewässerunterhaltung,

b) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Jagd, soweit es nicht an anderer
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch
die §§ 3 und 5 eingeschränkt oder verboten ist;

c) das Betreten durch den Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigten,

d) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Imkerei soweit es nicht an anderer
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch
§ 3 Abs. 2 Nr. 17 b) eingeschränkt ist;

e) das Betreten und Befahren zur Durchführung
behördlicher Überwachungsaufgaben und Unter-
haltungsmaßnahmen;

15. Hunde unangeleint laufen zu lassen sowie Hunde-
sportübungen, -ausbildungen und -prüfungen durch-
zuführen;

unberührt bleibt der Einsatz von Hütehunden im
Rahmen der Schäferei und der Einsatz von Jagdhun-
den im Rahmen der ordnungsgemäßen Ausübung
der Jagd, jedoch nicht die Ausbildung von Jagdhun-
den;

16. wildlebende Tiere zu füttern, ihnen nachzustellen, sie
zu beunruhigen, zu fangen, zu verletzen oder zu
töten; Puppen, Larven, Eier und sonstige Entwick-
lungsformen sowie Nester oder sonstige Nist-,

Brut-, Wohn- und Zufluchtsstätten dieser Tiere der
Natur zu entnehmen, sie zu beschädigen oder zu
zerstören sowie diese Tiere durch Lärmen, Aufsu-
chen, Fotografieren, Filmen oder ähnliche Handlun-
gen zu stören;

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Ausübung der
Jagd, soweit sie nicht an anderer Stelle dieser Ver-
ordnung und insbesondere durch die §§ 3 und 5 ein-
geschränkt oder verboten ist.

17. Tiere, Bäume, Sträucher oder sonstige Pflanzen oder
entwicklungsfähige Pflanzenteile einzubringen, anzu-
siedeln bzw. auszusetzen;

unberührt bleiben

a) die ordnungsgemäße Landwirtschaft unter Beach-
tung der Grundsätze der guten fachlichen Praxis,
soweit diese nicht an anderer Stelle dieser Verord-
nung und insbesondere durch § 4 eingeschränkt
oder verboten ist;

b)die ordnungsgemäße Ausübung der Imkerei,
soweit die Standorte für das Aufstellen von Bie-
nenhäusern oder Bienenvölkern in mobilen Anla-
gen mit der Unteren Landschaftsbehörde abge-
stimmt sind;

18. Erstaufforstungen vorzunehmen sowie Sonderkultu-
ren wie z. B. Weihnachtsbaum- oder Schmuckreisig-
kulturen, Kurzumtriebsplantagen oder Baumschulen
anzulegen;

19. Wiederaufforstungen bestehender Waldflächen und
Nachpflanzungen von Gehölzen und Hecken mit
nicht zur potentiell natürlichen Vegetation gehörenden
Pflanzen vorzunehmen sowie Pflanzmaterial ungeeig-
neter Herkünfte zu verwenden;

20. Bäume, Sträucher oder sonstige wildwachsende
Pflanzen sowie Pilze ganz oder in Teilen zu beschä-
digen, zu beseitigen, auszugraben oder Teile davon
abzutrennen oder auf andere Weise in ihrem Wachs-
tum oder Bestand zu beeinträchtigen. Als Beschädi-
gung gilt auch das Verletzen des Wurzelwerkes (z. B.
durch Pflügen) oder der Rinde und jede Handlung,
die geeignet ist, das Wachstum und die Entwicklung
zu beeinträchtigen;

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Landwirtschaft
unter Beachtung der Grundsätze der guten fachlichen
Praxis, soweit diese nicht an anderer Stelle dieser
Verordnung und insbesondere durch § 4 einge-
schränkt oder verboten ist;

21. Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, Aus-
schachtungen oder Sprengungen sowie andere die
Bodengestalt verändernde Maßnahmen durchzufüh-
ren und Boden- oder Gesteinsmaterial zu entneh-
men, zu gewinnen oder aus dem Gebiet zu entfer-
nen;

22. Abfallstoffe aller Art (einschließlich Grün- und Gar-
tenabfällen), Boden, Bauschutt, Altmaterial sowie
andere landschaftsfremde flüssige oder feste Stoffe
oder landschaftsfremde Gegenstände, die geeignet
sind das Landschaftsbild oder den Naturhaushalt zu
beeinträchtigen oder zu gefährden, kurzfristig oder
auf Dauer zu lagern, auf- bzw. einzubringen, in
Gewässer oder in das Grundwasser einzuleiten oder
sich ihrer in anderer Weise zu entledigen;

23. bislang land- und forstwirtschaftlich nicht genutzte
Flächen zu bewirtschaften, mit Pflanzenschutzmit-
teln (inklusive Schädlingsbekämpfungsmittel und
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Bodenbehandlungsmittel) oder sonstigen Bioziden
zu behandeln, zu düngen oder zu kalken;

unberührt bleibt die Bewirtschaftung von Flächen,
die im Rahmen landwirtschaftlicher Förderprogram-
me (z. B. Flächenstilllegungsprogramm) zurzeit des
Inkrafttretens dieser Verordnung nicht genutzt wer-
den, nach Ablauf der vertraglichen Regelung.

§ 4
Landwirtschaftliche Regelungen

(1) Die ordnungsgemäße Landwirtschaft kann – außer auf
den vegetationskundlich bedeutsamen Flächen – ent-
sprechend den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis
fortgeführt werden.

Einschränkungen der landwirtschaftlichen Bodennut-
zung, die über die in den §§ 3 und 4 aufgeführten Ein-
schränkungen hinaus gehen und die zur Herstellung oder
Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften im Sinne
von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen Vereinba-
rungen mit den betroffenen Landwirten vorbehalten.

Hinweis:

Flächen, die auf der vertraglichen Basis der Sonderprogram-
me des Naturschutzes des Landes Nordrhein-Westfalen
bereits von Acker in Grünland umgewandelt worden sind
oder zukünftig umgewandelt werden, dürfen gemäß § 3a
Abs. 2 LG nach Vertragsablauf wieder in ihren Ursprungs-
zustand zurückgeführt werden.

(2) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

1. Grünland umzuwandeln oder umzubrechen.

Ausnahme:

Pflegeumbrüche und Wiedereinsaaten können außer-
halb der vegetationskundlich bedeutsamen Flächen
unter Beachtung des in § 2 formulierten Schutzzieles
nach vorangegangener Anzeige bei der Unteren Land-
schaftsbehörde in der Zeit vom 01.07. bis 30.09.
durchgeführt werden. Mit der Maßnahme darf erst
begonnen werden, wenn die Untere Landschaftsbe-
hörde nicht binnen eines Monats nach der Anzeige
hiergegen Bedenken erhebt;

Begriffsbestimmung:

Umwandlung ist eine auf Dauer angelegte Veränderung
von Grünland oder Brachflächen in Acker oder eine
andere Nutzungsart.

Pflegeumbruch ist eine im Rahmen der ordnungsge-
mäßen Landwirtschaft vorübergehende mechanische
Veränderung von Grünland und die sofortige Wieder-
herstellung der Fläche als Dauergrünland nach dem
Umbruch;

2. Düngemittel oder Wirtschaftsdünger auf Brachflä-
chen, Uferböschungen und Feldrainen anzuwenden
oder auf Brachflächen, Uferböschungen, Feldrainen
und vegetationskundlich bedeutsamen Flächen zu
lagern;

3. die Pflanzendecke abzubrennen oder mit chemischen
Mitteln niedrig zu halten;

4. außerhalb von Ackerflächen Silage- und Futtermieten
anzulegen sowie Stallmist, Heu- und Silageballen und
andere landwirtschaftliche Stoffe und Geräte zu
lagern;

5. die Neuanlage von Gräben oder Dränagen zur Absen-
kung des Grundwasserstandes sowie die Anlage von
Mulden zur Ableitung von Oberflächenwasser;

Hinweis:

Hiervon unberührt bleibt die Unterhaltung oder Erneue-
rung bestehender Dränagen, Gräben und Gewässer,
wobei jedoch die entwässernde Wirkung bzw. Vorflut
nicht über das Maß zum Zeitpunkt der erstmaligen
Unterschutzstellung (Verordnung vom 20.05.1992) hin-
aus verändert werden darf.

§ 5
Jagdliche Regelungen

(1) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

1. Wildfütterungsanlagen, Wildäsungsflächen, Wildäcker
und Wildfütterungsplätze einschließlich Kirrungen
außerhalb von Ackerflächen anzulegen sowie vorhan-
dene Wildäsungsflächen und Wildäcker zu düngen
oder mit Pflanzenschutzmitteln (inklusive Schädlings-
bekämpfungsmittel und Bodenbehandlungsmittel)
oder sonstigen Bioziden zu behandeln;
Hinweis:
Die Verordnung über die Bejagung, Fütterung und Kir-
rung von Wild (Fütterungsverordnung) vom 23.01.1998
(GV. NRW. S. 186, ber. S. 380), in der jeweils gültigen
Fassung, ist zu beachten;

2. in Notzeiten Wildfütterungen auf vegetationskundlich
bedeutsamen Flächen vorzunehmen;

3. das Naturschutzgebiet außerhalb von Straßen und
Wegen zu befahren mit Ausnahme zur Versorgung
des kranken oder verletzten Wildes gemäß § 22 a 
Abs. 1 Bundesjagdgesetz (BJagdG) vom 29.09.1976
(BGBl. I S. 2849) in der jeweils gültigen Fassung und
zur Bergung des erlegten Wildes sowie zum notwen-
digen Ersatz bestehender Ansitzeinrichtungen in der
Zeit vom 01.10. – 01.03.;

4. jagdbare Tiere auszusetzen;

5. „Kunstbauten“ (z. B. zur Fuchsbejagung) anzulegen.

Ausnahme:
Die Untere Landschaftsbehörde erteilt auf Antrag
eine Ausnahme, sofern Standort und Anzahl sowie
der Zeitpunkt dem Schutzzweck und Schutzziel nicht
entgegenstehen.

(2) Einschränkungen der jagdlichen Nutzung, die über die
in den §§ 3 und 5 aufgeführten Einschränkungen hinaus-
gehen und die zum Schutz von Arten oder zur Herstel-
lung oder Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften
im Sinne von § 2 zweckmäßig sind, bleiben freiwilligen
Vereinbarungen mit den betroffenen Jagdrechtsinhabern
vorbehalten.

§ 6
Nicht betroffene Tätigkeiten

Unberührt von den Verboten dieser Verordnung bleiben:

1. von der Unteren Landschaftsbehörde angeordnete,
genehmigte oder selbst durchgeführte Pflege-, Entwick-
lungs- und Sicherungsmaßnahmen;

2. sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig
ausgeübte Nutzungen und Befugnisse, die Wartung und
Unterhaltung sowie der notwendige Ersatz bestehender
Anlagen, einschließlich Verkehrsanlagen, Wege und
Plätze und Gewässer, sofern diese Verordnung keine
andere Regelung enthält (für die Wartung und Unterhal-
tung von Versorgungsleitungen, Straßen und Wege siehe
insbesondere § 3 Abs. 2 Nr. 2 und 13 dieser VO);

3. die zur Abwendung von Gefahren für die öffentliche
Sicherheit und Ordnung oder zur Beseitigung eines Not-
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standes erforderlichen Maßnahmen. Der Träger der
Maßnahmen hat die Untere Landschaftsbehörde unver-
züglich zu unterrichten;

4. die Vornahme gesetzlich vorgeschriebener Maßnahmen.
Zeit und Umfang dieser Maßnahmen sind mit der Unte-
ren Landschaftsbehörde abzustimmen;

5. die ordnungsgemäße Ausübung der Land- und Forst-
wirtschaft unter Beachtung der Grundsätze der guten
fachlichen Praxis sowie der Imkerei in der bisherigen
Art und im bisherigen Umfang unter Beachtung der
Regelungen der §§ 3 und 4;

6. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und Maßnah-
men des Jagdschutzes gemäß § 23 BJagdG in V. m. § 25
Abs. 1 LJG-NRW und unter Beachtung der Regelungen
in den §§ 3 und 5;

7. die Durchführung von Exkursionen und wissenschaft-
lichen, ökologischen Untersuchungen nach vorheriger
Abstimmung mit der Unteren Landschaftsbehörde.

Hinweis:
Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch die
Ausnahmegenehmigung nicht berührt.

§ 7
Befreiungen

Von den Verboten dieser Verordnung kann die Untere
Landschaftsbehörde nach § 69 Abs. 1 LG auf Antrag Befrei-
ung erteilen, wenn 

a) die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall

aa) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde
und die Abweichung mit den Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu vereinbaren
ist oder

ab) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von
Natur und Landschaft führen würde

oder

b) überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit die
Befreiung erfordern.

§ 5 LG gilt entsprechend.

§ 8
Gesetzlich geschützte Biotope

Strengere Regelungen des § 62 LG über die gesetzlich
geschützten Biotope bleiben von den Bestimmungen dieser
Verordnung unberührt.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 70 Abs. 1 LG handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote dieser
Verordnung verstößt.

(2) Nach § 71 Abs. 1 LG können Ordnungswidrigkei-
ten mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahndet
werden.

(3) Unabhängig von den Regelungen des Landschafts-
gesetzes wird gemäß § 329 Abs. 3 Strafgesetzbuch (StGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.11.1998
(BGBl. I S. 3322), in der jeweils gültigen Fassung mit Frei-
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft,
wer innerhalb des Naturschutzgebietes

1. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut
oder gewinnt;

2. Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt;

3. Gewässer schafft, verändert oder beseitigt;

4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete
entwässert;

5. Wald rodet;

6. Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes
besonders geschützten Art tötet, fängt, diesen nach-
stellt oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört
oder entfernt;

7. Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutzgeset-
zes besonders geschützten Art beschädigt oder ent-
fernt oder

8. ein Gebäude errichtet

und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht unerheb-
lich beeinträchtigt. Handelt der Täter fahrlässig, so kann
eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder eine Geld-
strafe (§ 329 Abs. 4 Nr. 2 StGB) verhängt werden.

§ 10
Verfahrens- und Formvorschriften

Hinweis gemäß § 42 a Abs. 4 LG:

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des
Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördengesetzes
kann gegen diese Verordnung nur innerhalb eines Jahres
nach ihrer Verkündung geltend gemacht werden, es sei
denn,

a) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet
worden oder

b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der
Bezirksregierung Münster – Höhere Landschaftsbe-
hörde – vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

§ 11
Aufhebung bestehender Verordnungen

Für den in § 1 dieser Verordnung genannten Geltungs-
bereich hebe ich die

ordnungsbehördliche Verordnung zur Ausweisung des
Gebietes „Wehrstroot“, Gemarkung Schale, Gemeinde
Hopsten, Kreis Steinfurt, als Naturschutzgebiet vom
20.05.1992, veröffentlicht im Amtsblatt für den Regie-
rungsbezirk Münster am 30.05.1992,

auf.

§ 12
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Ver-
kündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in
Kraft.

Münster, 08.12.2008

Bezirksregierung Münster
– Höhere Landschaftsbehörde –

51.1-010-ST/2008.0014-NSG
Wehrstroot

Dr. Peter Paziorek

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 9 – 14
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5 Ordnungsbehördliche Verordnung zur
Ausweisung des Gebietes „Wiechholz“
Gemarkung Schale, Gemeinde Hopsten,
Kreis Steinfurt, im Regierungsbezirk Münster,
als Naturschutzgebiet

Präambel:
Diese Verordnung bezieht sich auf das Gebiet „Wiechholz“,
welches in der Gemarkung Schale in der Gemeinde Hops-
ten liegt (westlich Wiechholzer Moor, nördlich Wiechholz
Aa).

Die zu schützenden Flächen umfassen grundwasserbeein-
flusste, naturnahe Waldflächen. Es handelt sich dabei um
einen alten Eichen-Birkenwald, einen Erlenbruchwald und
Fragmente eines Birken-Bruchwaldes. Die Verordnung
dient vorrangig dem Schutz und der Entwicklung der dort
heimischen, seltenen und zum Teil stark gefährdeten
Lebensgemeinschaften.

Die von dieser Verordnung erfassten Flächen sind Teil des
Flora-Fauna-Habitat-Gebietes (FFH-Gebiet) „Finkenfeld
und Wiechholz“ (DE-3512-301) zur Erhaltung der natür-
lichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen (FFH-Richtlinie). Das Gebiet ist somit Bestandteil
des zu schaffenden zusammenhängenden europäischen öko-
logischen Netzes „Natura 2000“. In der FFH-Ausweisung
wird u. a. Bezug genommen auf die Lebensraumtypen „alte
bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit Quercus
robur (9190)“ und „Moorwälder (91DO; prioritärer LRT)“,
deren guter Erhaltungszustand die Grundlage der FFH-
Gebietsmeldung darstellt.

Mit dieser Verordnung werden die Vorgaben des Landes-
entwicklungsplanes mit der Darstellung eines „Gebietes
zum Schutz der Natur“ sowie des Regionalplanes, Teilab-
schnitt Münsterland, mit der Darstellung eines „Bereiches
für den Schutz der Natur“ konkretisiert und erfüllt.

In Ergänzung zu dieser Verordnung können vertragliche
Vereinbarungen abgeschlossen werden, die spezifische
Details der land- und forstwirtschaftlichen oder sonstiger
Nutzung in enger Kooperation mit dem Naturschutz regeln.

Inhalt

Rechtsgrundlagen

§ 11 Schutzgebietsabgrenzung und Einsichtnahme
§ 12 Schutzzweck und Schutzziel
§ 13 Allgemeine Verbotsregelungen
§ 14 Waldbauliche Regelungen
§ 15 Jagdliche Regelungen
§ 16 Nicht betroffene Tätigkeiten
§ 17 Befreiungen
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§ 19 Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften
§ 10 Aufhebung bestehender Verordnungen

§ 11 Verfahrens- und Formvorschriften
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Rechtsgrundlagen:

Aufgrund

– des § 42 a Abs. 1 und 3 in Verbindung mit den §§ 20, 34
Abs. 1 und 48 c des Gesetzes zur Sicherung des Natur-
haushalts und zur Entwicklung der Landschaft (Land-
schaftsgesetz – LG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21.07.2000 (GV. NRW. S. 568), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Land-

schaftsgesetzes sowie sonstiger Vorschriften vom 19. Juni
2007 (GV. NRW. S. 266)

– der §§ 12, 25 und 27 des Gesetzes über Aufbau und
Befugnisse der Ordnungsbehörden (Ordnungsbehörden-
gesetz – OBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13.05.1980 (GV. NRW. S. 528), zuletzt geändert durch
Artikel 73 vom 05.04.2005 (GV. NRW. S. 274),

– des § 20 Abs. 1 Landesjagdgesetz (LJG-NRW) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 07.12.1994
(GV. NW. 1995 S. 2, ber. 1997 S. 56), zuletzt geändert
durch Artikel IV des Gesetzes vom 19.06.2007 (GV.
NRW. S. 226),

– der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild-
lebenden Tiere und Pflanzen (Fauna-Flora-Habitat-Richt-
linie – FFH-Richtlinie) (ABl. EG Nr. L 206 S. 1), zuletzt
geändert durch Richtlinie 2006/105/EG vom 20.11.2006
(ABl. EG Nr. L 363 S. 368)

– der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 02.04.1979
über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (Vogel-
schutz-Richtlinie) (ABl. EG Nr. L 103 S. 1), zuletzt geän-
dert durch Richtlinie 2006/105/EG vom 20.11.2006 (ABl.
EG Nr. L 363 S. 368)

wird – hinsichtlich der Regelungen der Ausübung der Jagd
im Einvernehmen mit der Oberen Jagdbehörde des Landes
NRW – verordnet:

§ 1
Schutzgebiet

(1) Das Naturschutzgebiet „Wiechholz“ liegt im Kreis Stein-
furt auf dem Gebiet der Gemeinde Hopsten, Gemarkung
Schale, und hat eine Größe von ca. 74,73 ha.

Die Lage des Naturschutzgebietes ist in der Karte
– im Maßstab 1:25000 (Übersichtskarte, Anlage I)

und die genaue Abgrenzung des Gebietes in der Karte
– im Maßstab 1:5000 (Detailkarte, Anlage II)

dargestellt.

Das Naturschutzgebiet umfasst folgende Flurstücke:

Gemarkung Schale
Flur 9, Flurstücke 23 und 34 tlw.

Flur 10, Flurstücke 13 tlw., 21 tlw., 40 tlw., 41 tlw., 
42  tlw., 43 tlw., 47 tlw., 48 tlw.,
51 tlw., 52, 53, 54, 55, 56, 57, 59,
60, 61 tlw., 65 tlw., 66, 68, 69, 
70 und 71

Flur 11, Flurstücke 13 tlw.

Die vorgenannten Flächen sind als Teil eines Gebietes
von gemeinschaftlicher Bedeutung gemäß der Flora-
Fauna-Habitat-Richtlinie gemeldet worden.

Die Anlagen I und II sind Bestandteil dieser Verord-
nung.

Die als Anlage II bezeichnete Karte im Maßstab 1:5000
kann aus drucktechnischen Gründen an dieser Stelle
nicht veröffentlicht werden. Sie wird im Wege der
Ersatzveröffentlichung durch die Möglichkeit der Ein-
sichtnahme bekannt gemacht.

(2) Diese Verordnung inklusive Anlage kann während der
Dienststunden bei folgenden Behörden eingesehen wer-
den:

a) Bezirksregierung Münster
– Höhere Landschaftsbehörde –
Domplatz 1 – 3
48143 Münster
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b) Landrat des Kreises Steinfurt
– Untere Landschaftsbehörde –
Dienstgebäude Tecklenburg
Landrat-Schultz-Straße 1
49545 Tecklenburg

c) Bürgermeister der Gemeinde Hopsten
Bunte Straße 35
48496 Hopsten

§ 2
Schutzzweck und Schutzziel

(1) Das in § 1 näher bezeichnete Gebiet wird als Natur-
schutzgebiet gemäß § 20 in Verbindung mit § 48 c
Abs. 1 LG ausgewiesen.

(2) Die Unterschutzstellung erfolgt

a) zur Erhaltung, Förderung und Entwicklung sowie zur
Wiederherstellung der Lebensgemeinschaften und
Lebensstätten landschaftsraumtypischer, seltener und
gefährdeter Tier- und Pflanzenarten, insbesondere
eines großflächigen naturnahen Waldbereichs aus
verschiedenen grundwasserbeeinflussten, in dieser
Region äußerst seltenen, Waldgesellschaften.

b) zur Erhaltung, Förderung und Entwicklung von
Lebensgemeinschaften und Lebensstätten bestimm-
ter, z. T. stark gefährdeter oder vom Aussterben
bedrohter, wildlebender Pflanzen – und Tierarten,
insbesondere von Wasserfledermaus, Abendsegler,
Knoblauchkröte und Moorfrosch und deren Lebens-
stätten wie

– Fließ- und Kleingewässer, insbesondere sonnen-
exponierte Laichgewässer

– strukturreiche und altersheterogene Gehölz- und
Waldkomplexe

– Höhlenbäume und Baumstubben

– Waldlichtungen und Offenlandbereiche

– Säume und Raine

c) zum Erhalt und zur Sicherung der Geländemorpho-
logie einschließlich der gebietstypischen Bodenver-
gesellschaftung und des davon geprägten Naturhaus-
haltes sowie zur Abwehr schädlicher Einwirkungen
und negativer Veränderungen ökologischer Zusam-
menhänge;

d) aus wissenschaftlichen, natur- und landeskundlichen
sowie natur- und erdgeschichtlichen Gründen und
wegen der biogeographischen Bedeutung des Wald-
areals;

e) wegen der Seltenheit, besonderen Eigenart und der
hervorragenden Schönheit des Gebietes;

f) als Bestandteil eines Biotopverbundes von landes-
und europaweiter Bedeutung;

g) zur Bewahrung und Wiederherstellung eines günsti-
gen Erhaltungszustandes aller im Gebiet vorhande-
nen natürlichen Lebensräume und wildlebenden
Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem
Interesse gem. Art. 4 Abs. 4 i. V. m. Art. 2 der FFH-
Richtlinie. Hierbei handelt es sich insbesondere um
folgende natürliche Lebensräume von gemeinschaft-
lichem Interesse gem. Anhang I der FFH-Richtlinie
als maßgebliche Bestandteile des Gebiets i. S. des
§ 48 d Abs. 4 LG:

– Alte bodensaure Eichenwälder auf Sandebenen mit
Quercus robur (9190)

– Moorwälder (91D0; prioritärer Lebensraum)

sowie insbesondere um folgende Arten von gemein-
schaftlichem Interesse gem. Anhang II der FFH-
Richtlinie als maßgebliche Bestandteile des Gebiets
i. S. des § 48 d Abs. 4 LG:

– Wasserfledermaus (Myotis daubentonii)

– Großer Abendsegler (Nyctalus noctula)

– Knoblauchkröte (Pelobates fuscus)

– Moorfrosch (Rana arvalis)

Außerdem handelt es sich um Lebensräume insbe-
sondere für folgende im Schutzgebiet vorkommende
Vogelarten gem. Art. 4 der Vogelschutz-Richtlinie als
maßgebliche Bestandteile des Gebiets i. S. des
§ 48 d Abs. 4 LG:

Vogelarten, die im Anhang I der Vogelschutz-Richtli-
nie aufgeführt sind:

– Heidelerche (Lullula arborea)

(3) Die über die Verordnungsdauer hinausgehende lang-
fristige Zielsetzung für die Waldflächen ist die Entwick-
lung eines Laubwaldgebietes mit heimischen, der natür-
lichen Waldgesellschaft angehörenden Arten sowie mit
einem Mosaik standörtlicher Variationen und verschie-
denen Bestandsstrukturen einschließlich Alt- und Tot-
holzphasen. Um die Verjüngung der Baumarten der
natürlichen Waldgesellschaften in der Regel ohne beson-
dere Schutzmaßnahmen zu ermöglichen, ist die Redu-
zierung der Schalenwilddichte auf ein entsprechendes
Maß anzustreben.

Des Weiteren ist es Ziel, die vorhandenen Gewässer
sowie die Fragmente der Bruchwälder dauerhaft zu
erhalten und zu fördern.

§ 3
Allgemeine Verbotsregelungen

(1) In dem Naturschutzgebiet sind, soweit der nachfolgende
Absatz 2 und die §§ 4 – 6 nicht etwas Anderes bestim-
men alle Handlungen verboten, die zu einer Zerstörung,
Beschädigung oder Veränderung des Naturschutzgebie-
tes oder seiner Bestandteile oder zu einer nachhaltigen
Beeinträchtigung oder Störung führen können (Ver-
schlechterungsverbot).

(2) In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere verboten:

11. Bauliche Anlagen zu errichten, zu ändern oder deren
Nutzung zu ändern, auch wenn dafür keine Planfest-
stellung, Genehmigung oder Anzeige erforderlich
ist;

Begriffsbestimmung:
Bauliche Anlagen im Sinne dieser Verordnung sind
die in § 2 Abs. 1 Bauordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (BauO NRW) vom 01.03.2000
(GV. NRW. 2000 S. 256) geändert durch Gesetz
vom 09.05.2000 (GV. NRW. S. 439) in der jeweils
geltenden Fassung definierten Anlagen; hierzu zäh-
len z. B. Stege, Camping- und Wochenendplätze und
Jagdkanzeln sowie öffentliche und private Verkehrs-
anlagen, Straßen, Wege und Plätze einschließlich
deren Nebenanlagen;

unberührt bleibt die Wiederherstellung oder der
Ersatz bestehender geschlossener Jagdkanzeln in der
Zeit vom 01.10. bis 01.03.

Ausnahme:
Für die Errichtung von Viehhütten, Ansitzleitern,
offenen Hochsitzen und Jagdkanzeln (einschließlich
mobiler Jagdkanzeln) erteilt die Untere Landschafts-
behörde auf Antrag eine Ausnahmegenehmigung,
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soweit diese nach Standort und Gestaltung dem
Schutzzweck und Schutzziel nicht entgegen stehen;

Hinweis:
Das Erfordernis, vor Errichtung einer jagdlichen Ein-
richtung die Erlaubnis des Flächeneigentümers einzu-
holen, bleibt bestehen.

12. Leitungen aller Art einschließlich ober- und unter-
irdischer Ver- und Entsorgungseinrichtungen und
Telekommunikationsanlagen anzulegen oder zu
ändern;

Ausnahme:
Die Unterhaltung von Ver- und Entsorgungsleitun-
gen einschließlich Fernmeldeeinrichtungen sowie die
Neuanlage oder Änderung auf öffentlichen Ver-
kehrswegen sind außerhalb der vom 15.03. bis 15.06.
währenden Brutzeit ausgenommen, sofern die Maß-
nahme der Unteren Landschaftsbehörde des Kreises
Steinfurt vorher angezeigt wird und diese nicht bin-
nen eines Monats hiergegen Bedenken erhebt.

13. Zäune, Absperrungen oder andere Einfriedungen
anzulegen oder zu ändern;

unberührt bleibt die Errichtung und Unterhaltung
von ortsüblichen Weidezäunen oder Forstkulturzäu-
nen, sofern keine Befestigung an Bäumen erfolgt;

14. Werbeanlagen, Werbemittel, Schilder, Beschriftun-
gen oder Beleuchtungen zu errichten, anzubringen
oder zu ändern;

unberührt bleibt die Erneuerung bestehender Hin-
weistafeln in bestehender Art und Größe, die Errich-
tung oder das Anbringen von Schildern oder
Beschriftungen durch Behörden, soweit sie aus-
schließlich auf den Schutzzweck, die Schutzziele des
Gebietes hinweisen bzw. als Orts- oder Verkehrshin-
weise, Wegemarkierungen oder Warntafeln dienen;

15. Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen, Warenauto-
maten sowie Zelte oder andere, dem zeitweiligen
Aufenthalt von Menschen dienende Anlagen aufzu-
stellen oder zu errichten, Kraftfahrzeuge, Wohnwa-
gen, Wohnmobile oder Wohncontainer abzustellen
oder Stellplätze für sie anzulegen;

16. Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze zum
Zwecke der Freizeitnutzung anzulegen, zu lagern, zu
zelten, zu grillen oder Feuer zu machen;

17. Anlagen für den Wasser-, Luft-, Schieß- und Modell-
flugsport zu errichten sowie mit Modellflugzeugen,
Flugdrachen, Ultraleichtflugzeugen, Gleitschirmen
und Ballons zu starten oder zu landen, und das
Gebiet mit diesen zu überfliegen;

18. Motor-, Wasser-, Eis-, Schieß-, Luft- und Modell-
sport auszuüben und Modellfahrzeuge jeglicher Art
zu betreiben;

19. Gewässer (einschließlich Fischteiche) neu anzu-
legen, fließende oder stehende Gewässer einschließ-
lich ihrer Ufer zu verändern, zu beseitigen, in eine
intensivere Nutzung zu überführen oder hinsichtlich
ihrer sonstigen Eigenschaften nachteilig zu verän-
dern;

10. in Gewässern zu baden, sie mit Fahrzeugen aller Art
zu befahren oder ihre Eisflächen zu betreten oder zu
befahren;

unberührt bleibt das Befahren der Gewässer oder
das Betreten der Eisflächen zum Bergen von Wild
im Rahmen der ordnungsgemäßen Ausübung der
Jagd;

11. Entwässerungs- oder andere, den Wasserhaushalt
des Gebietes verändernde Maßnahmen vorzuneh-
men sowie den Grundwasserstand künstlich abzu-
senken (z. B. durch Neuanlage von Gräben oder
Dränungen);

12. Gewässer zu düngen, zu kalken oder mechanische,
physikalische, chemische und biologische Verände-
rungen durchzuführen, die die Beschaffenheit bzw.
die Ökologie der Gewässer negativ beeinträchtigen
können;

13. Gewässer fischereilich zu nutzen;

14. Wege, Straßen und Plätze neu anzulegen, zu verän-
dern oder in eine höhere Ausbaustufe zu überführen;

unberührt bleibt die Anlage unbefestigter Rücke-
gassen im Rahmen der ordnungsgemäßen Forstwirt-
schaft;

Ausnahme:

Die Unterhaltung bestehender Straßen und Wege
mit standortangepasstem Material durch den Stra-
ßenbaulastträger außerhalb der vom 15.03. bis 15.06.
währenden Brutzeit, sofern die Maßnahme der
Unteren Landschaftsbehörde des Kreises Steinfurt
vorher angezeigt wird und diese nicht binnen eines
Monats hiergegen Bedenken erhebt;

15. die Flächen abseits der befestigten Wege und der
besonders gekennzeichneten Straßen, Wege, Park-
und Stellflächen zu betreten oder mit Fahrzeugen
aller Art zu befahren, auf ihnen zu reiten sowie Fahr-
zeuge außerhalb der besonders gekennzeichneten
Park- und Stellplätze abzustellen;

unberührt bleiben:

a) das Betreten und Befahren im Rahmen der ord-
nungsgemäßen Landwirtschaft unter Beachtung
der Grundsätze der guten fachlichen Praxis sowie
das Betreten und Befahren im Rahmen der
Gewässerunterhaltung,

b) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Jagd, soweit es nicht an anderer
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch
die §§ 3 und 5 eingeschränkt oder verboten ist,

c) das Betreten durch den Eigentümer oder Nut-
zungsberechtigten,

d) das Betreten im Rahmen der ordnungsgemäßen
Ausübung der Imkerei soweit es nicht an anderer
Stelle dieser Verordnung und insbesondere durch
§ 3 Abs. 2 Nr. 17 b) eingeschränkt ist;

e) das Betreten und Befahren zur Durchführung
behördlicher Überwachungsaufgaben und Unter-
haltungsmaßnahmen;

Begriffsbestimmung:

Befestigte Wege im Sinne dieser Verordnung sind
asphaltierte oder gepflasterte Wege, sowie alle Wege,
die durch eingebrachte Baumaterialien oder durch
eine Verdichtung in Folge regelmäßiger Nutzung
charakterisiert sind. Keine befestigten Wege sind bei-
spielsweise forstliche Rückegassen oder Trampel-
pfade.

Hinweis:

Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch
die Ausnahmegenehmigung nicht berührt.

16. Hunde unangeleint laufen zu lassen oder Hunde-
sportübungen, -ausbildung und -prüfungen durchzu-
führen;
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unberührt bleibt der Einsatz von Hüte- und Jagd-
hunden im Rahmen der ordnungsgemäßen Aus-
übung der Schäferei und der Jagd, jedoch nicht die
Ausbildung von Jagdhunden

17. wildlebende Tiere zu füttern, ihnen nachzustellen, sie
mutwillig zu beunruhigen, zu fangen, zu verletzen
oder zu töten; Puppen, Larven, Eier oder sonstige
Entwicklungsformen sowie Nester oder sonstige
Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtstätten dieser Tiere
der Natur zu entnehmen, sie zu beschädigen oder zu
zerstören sowie diese Tiere durch Lärmen, Auf-
suchen, Fotografieren, Filmen oder ähnliche Hand-
lungen zu stören;

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Forst- oder
Landwirtschaft unter Beachtung der Grundsätze der
guten fachlichen Praxis sowie die ordnungsgemäße
Ausübung der Jagd, soweit dies nicht nach den §§ 4,
5 und 6 dieser Verordnung eingeschränkt oder ver-
boten ist;

18. wild wachsende Pflanzen oder Teile davon zu
beschädigen oder zu entfernen (dazu gehört auch
das Sammeln von Beeren oder Pilzen);

unberührt bleibt die ordnungsgemäße Forst- oder
Landwirtschaft unter Beachtung der Grundsätze der
guten fachlichen Praxis, soweit dies nicht nach den
§§ 4 und 5 dieser Verordnung eingeschränkt oder
verboten ist;

19. Tiere, Bäume, Sträucher oder sonstige Pflanzen oder
entwicklungsfähige Pflanzenteile einzubringen, anzu-
siedeln bzw. auszusetzen;

unberührt bleiben

a) die ordnungsgemäße Forst- oder Landwirtschaft
unter Beachtung der Grundsätze der guten fach-
lichen Praxis sowie die ordnungsgemäße Aus-
übung der Jagd, soweit dies nicht nach den §§ 4, 5
und 6 dieser Verordnung eingeschränkt oder ver-
boten ist,

b)die ordnungsgemäße Ausübung der Imkerei,
sofern die Standorte für das Aufstellen von Bie-
nenhäusern oder Bienenvölkern in mobilen Anla-
gen mit der Unteren Landschaftsbehörde abge-
stimmt sind;

20. Sonderkulturen wie z. B. Weihnachtsbaum- oder
Schmuckreisigkulturen, Kurzumtriebsplantagen oder
Baumschulen anzulegen;

21. Aufschüttungen, Verfüllungen, Abgrabungen, Aus-
schachtungen sowie andere die Bodengestalt verän-
dernde Maßnahmen durchzuführen und Boden-
oder Gesteinsmaterial zu entnehmen, zu gewinnen
oder aus dem Gebiet zu entfernen;

22. Abfallstoffe aller Art (einschließlich Grün- und Gar-
tenabfällen), Boden, Bauschutt, Altmaterial sowie
andere landschaftsfremde flüssige oder feste Stoffe
oder landschaftsfremde Gegenstände, die geeignet
sind das Landschaftsbild oder den Naturhaushalt zu
beeinträchtigen oder zu gefährden, kurzfristig oder
auf Dauer zu lagern, auf- bzw. einzubringen, in
Gewässer oder in das Grundwasser einzuleiten oder
sich ihrer in anderer Weise zu entledigen;

§ 4
Waldbauliche Regelungen

(1) Auf der Grundlage der §§ 3 a und 48 c LG können für
die Waldflächen dieses Naturschutzgebietes ersetzende
vertragliche Vereinbarungen abgeschlossen werden,

wenn dadurch der in § 2 formulierte Schutzzweck, ins-
besondere der Schutz von Lebensräumen und Arten
gemäß der FFH-Richtlinie, in gleicher Weise sicherge-
stellt ist. Für die Unterzeichner dieser vertraglichen Ver-
einbarung werden die in § 4 formulierten Ge- und Ver-
bote für die Laufzeit der Vereinbarung außer Kraft
gesetzt. An ihre Stelle treten ersatzweise die Regelungen
der vertraglichen Vereinbarung.

(2) Für dieses Gebiet wird von der zuständigen Forstbehör-
de ein Sofortmaßnahmenkonzept bzw. langfristig ein
Waldpflegeplan aufgestellt, welches/welcher die Grundla-
ge der Waldentwicklung im Hinblick auf den in § 2 for-
mulierten Schutzzweck und die sich daraus ergebenden
Schutzziele darstellt. In seinem Gültigkeitsbereich soll das
Sofortmaßnahmenkonzept bzw. der Waldpflegeplan die
Funktion eines Pflege- und Entwicklungsplanes erfüllen.
Dabei bleiben Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die
über die Verbote dieser Verordnung hinaus gehen, freiwil-
ligen Verträgen mit den betroffenen Waldbesitzern vorbe-
halten (Vertragsnaturschutz; forstliche Förderung);

(3) Gebote

1. Der im Gebiet vorhandene Flächenanteil der der
potentiellen natürlichen Vegetation entsprechenden
naturraumtypischen Waldgesellschaften ist zu erhalten
und langfristig zu erhöhen. Im Rahmen der Forstwirt-
schaft sollen daher nur Baumarten der natürlichen
Waldgesellschaft Verwendung finden. Dabei ist der
Naturverjüngung unter Einbeziehung der natürlichen
Sukzession Vorrang einzuräumen. Sofern Schutz-
zweck und Schutzziel gemäß § 2 dieser Verordnung
mittels Naturverjüngung und natürlicher Sukzession
nicht zu erreichen sind, ist die Durchführung weiterer
Maßnahmen im Rahmen der naturgemäßen Wald-
wirtschaft möglich.

2. Alt- und Totholzanteile sind zur Sicherung der
Lebensräume wildlebender Tiere und Pflanzen und
sonstiger Organismen dauerhaft zu erhalten. Zur
Erhaltung von Altholz (insbesondere von Horst- und
Höhlenbäumen sowie sonstigen Biotopbäumen) ist es
in über 120-jährigen Laubbaumbeständen, in denen
im Rahmen einer normalen forstlichen Bewirtschaf-
tung absehbar ist, dass die Stammzahl des Oberstan-
des unter 10 Stück pro Hektar abgesenkt wird, gebo-
ten, bis zu 10 starke Bäume des Oberstandes je Hekt-
ar zu bestimmen und auf Dauer für die Zerfallsphase
im Wald zu belassen. Dies gilt auch für einzelne Laub-
bäume auf Waldflächen mit andersartigen Baum-
beständen.

3. Im Hinblick auf die Erreichung des Schutzzweckes ist
es geboten, Nadelbaumbestockungen in Quellberei-
chen, Siepen und Bachtälern sowie auf Flächen, deren
floristische oder faunistische Schutzwürdigkeit durch
Nadelbäume gefährdet bzw. beeinträchtigt ist, vorran-
gig umzuwandeln.

(4) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:

a) im gesamten Naturschutzgebiet

1. den Laubbaumanteil zu verringern;

2. Bäume mit Horsten, Höhlenbäume oder stehendes
Totholz zu fällen oder auf andere Weise zu entfer-
nen.

unberührt bleiben Maßnahmen der Verkehrssiche-
rung;

3. Wiederaufforstungen mit nicht der natürlichen
Waldgesellschaft angehörenden Baumarten sowie
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Pflanzmaterial aus nicht geeigneten Herkunftsgebie-
ten in Quellbereichen, Siepen, Bachtälern sowie auf
Biotopen nach § 62 LG vorzunehmen;

4. Waldflächen mit Motorfahrzeugen außerhalb der
Wege, Rückewege und Rückegassen zu befahren;

5. Forstwirtschaftswege und Holzlagerplätze ohne ein
mit dem zuständigen Forstamt des Landesbetriebs
Wald und Holz und der unteren Landschaftsbehör-
de abgestimmtes Konzept neu anzulegen oder in
eine höhere Ausbaustufe zu überführen;

6. Nutzholz, Schlagabraum und Reisig in oder am
Rande von gesetzlich geschützten Biotopen wie z.
B. Bachtälern und Quellbereichen abzulagern;

7. Pflanzenschutz- oder Schädlingsbekämpfungsmittel
aller Art anzuwenden oder zu lagern oder Dünge-
mittel auszubringen sowie die chemische Behand-
lung von Holz im Schutzgebiet vorzunehmen;
unberührt bleibt die Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln im Kalamitätsfällen;

b) innerhalb von FFH-Lebensräumen
1. Gehölzarten, die nicht zu den natürlichen Waldge-

sellschaften der jeweiligen FFH-Lebensräume
gehören, einzubringen;

2. Kahlhiebe vorzunehmen;
Begriffsbestimmung:
Als Kahlhiebe im Sinne dieses Verbotes gelten alle
innerhalb von drei Jahren durchgeführten flächen-
haften Nutzungen auf mehr als 0,3 ha zusammen-
hängender Waldfläche eines Waldbesitzers, die den
Bestockungsgrad unter 0,3 absenken
unberührt bleiben Maßnahmen zur Biotopverbes-
serung;

§ 5
Jagdliche Regelungen

(1) Über die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 hinaus ist es ver-
boten:
1. Wildfütterungsanlagen, Wildäsungsflächen, Wildäcker

und Wildfütterungsplätze einschließlich Kirrungen
außerhalb von Ackerflächen anzulegen, sowie vorhan-
dene Wildäsungsflächen zu düngen oder mit Pflanzen-
schutzmitteln (inklusive Schädlingsbekämpfungsmittel
und Bodenbehandlungsmittel) oder sonstigen Bio-
ziden zu behandeln;
Hinweis:
Die Verordnung über die Bejagung, Fütterung und Kir-
rung von Wild (Fütterungsverordnung) vom 23.01.1998
(GV. NRW. S. 186, 380), in der jeweils gültigen Fassung,
ist zu beachten;

2. in Notzeiten Wildfütterungen auf Grünland, Brachflä-
chen, in oder an Gewässern, auf nährstoffarmen Flä-
chen (wie Kalk-Halbtrockenrasen, Niedermoorflä-
chen) oder innerhalb von FFH-Lebensräumen oder
Biotopen nach § 62 LG durchzuführen;

3. das Naturschutzgebiet außerhalb von Straßen und
Wegen zu befahren;
unberührt bleibt
a) das Befahren zur Versorgung des kranken oder

verletzten Wildes gemäß § 22 a Abs. 1 Bundesjagd-
gesetz (BJagdG) vom 29.09.1976 (BGBl. I S. 2849)
in der jeweils gültigen Fassung und zur Bergung
des erlegten Wildes,

b) das Befahren zur Errichtung, Unterhaltung und
Beseitigung von Ansitzleitern, offenen Hochsitzen
und Jagdkanzeln;

4. jagdbare Tiere auszusetzen;

5. die Fallenjagd auszuüben sowie „Kunstbauten“ (z. B.
zur Fuchsbejagung) anzulegen;

Ausnahme:
Die Untere Landschaftsbehörde kann für das Aufstel-
len von Lebendfangfallen (Kasten- oder Drahtfallen)
auf Antrag eine Ausnahmegenehmigung erteilen.
Standort und Anzahl der Fallen sind in Abhängigkeit
von Schutzzweck und Schutzziel mit der Unte-
ren Landschaftsbehörde einvernehmlich abzustim-
men.

(2) Einschränkungen der jagdlichen Nutzung, die über die
in den §§ 3 und 5 dieser Verordnung aufgeführten Ein-
schränkungen hinausgehen und die zur Herstellung oder
Wiederherstellung von Lebensgemeinschaften im Sinne
von § 2 dieser Verordnung oder auf Grund der Erhal-
tungsziele nach Art. 6 Abs. 1 FFH-RL zweckmäßig
sind, bleiben freiwilligen Vereinbarungen mit den betrof-
fenen Jagdrechtsinhabern vorbehalten.

§ 6
Nicht betroffene Tätigkeiten

Von den Verboten dieser Verordnung bleiben unberührt:

1. die ordnungsgemäße Ausübung der forstwirtschaftlichen
Bodennnutzung sowie der Imkerei in der bisherigen Art
und im bisherigen Umfang unter Beachtung der Rege-
lungen der §§ 3 und 4;

2. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und Maßnah-
men des Jagdschutzes gemäß § 23 Bundesjagdgesetz
in V. m. § 25 Abs. 1 LJG-NRW unter Beachtung der
Regelungen der §§ 3, 5 und 6;

3. von der Unteren Landschaftsbehörde angeordnete,
genehmigte oder selbst durchgeführte Pflege-, Entwick-
lungs- und Sicherungsmaßnahmen, insbesondere die für
den Wald im Einvernehmen mit dem zuständigen Forst-
amt des Landesbetriebs Wald und Holz und auf der
Grundlage des Sofortmaßnahmenkonzeptes bzw. des
Waldpflegeplans festgelegten Maßnahmen;

4. die Vornahme gesetzlich vorgeschriebener Maßnahmen,
wobei Zeit und Umfang dieser Maßnahmen mit der
zuständigen Landschaftsbehörde abzustimmen sind;

5. sonstige bei Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmä-
ßig ausgeübte Nutzungen und Befugnisse, die Wartung
und Unterhaltung sowie der notwendige Ersatz beste-
hender Anlagen, einschließlich Verkehrsanlagen, Wege
und Plätze und Gewässer, sofern diese Verordnung
keine anderen Regelungen enthält (für die Wartung und
Unterhaltung von Versorgungsleitungen, Straßen und
Wege siehe insbesondere § 3 Abs. 2 Nr. 2 und 14 dieser
VO);

6. die zur Abwendung von Gefahren für die öffentliche
Sicherheit und Ordnung oder zur Beseitigung eines Not-
standes erforderlichen Maßnahmen. Der Träger der
Maßnahmen hat die Untere Landschaftsbehörde unver-
züglich zu unterrichten

7. die Durchführung von wissenschaftlichen, ökologischen
Untersuchungen nach vorheriger Absprache mit der
Unteren Landschaftsbehörde, die sich mit dem zustän-
digen Forstamt des Landesbetriebs Wald und Holz
abstimmt.

Hinweis:

Die Rechte des Eigentümers der Flächen werden durch die
Ausnahmegenehmigung nicht berührt.
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§ 7
Befreiungen

(1) Von den Verboten dieser Verordnung kann die Untere
Landschaftsbehörde nach § 69 Abs. 1 LG auf Antrag
Befreiung erteilen, wenn 

a) die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall

aa) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde
und die Abweichung mit den Belangen des
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu ver-
einbaren ist oder

ab) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von
Natur und Landschaft führen würde oder

b) überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit
die Befreiung erfordern.

§ 5 LG gilt entsprechend.

Hinweise:
Die Pflicht zur Durchführung einer FFH-Verträglichkeits-
prüfung nach Maßgabe des § 48 d LG bleibt bei Erteilung
einer Befreiung unberührt.

§ 8
Gesetzlich geschützte Biotope

Strengere Regelungen des § 62 LG über die gesetzlich
geschützten Biotope bleiben von den Bestimmungen dieser
Verordnung unberührt.

§ 9
Ordnungswidrigkeiten und Strafvorschriften

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 70 Abs. 1 LG handelt,
wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote dieser
Verordnung verstößt.

(2) Nach § 71 Abs. 1 LG können Ordnungswidrigkei-
ten mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 € geahndet
werden.

(3) Unabhängig davon wird gemäß § 329 Abs. 3 Strafgesetz-
buch (StGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
13.11.1998 (BGBl. I S. 3322), in der jeweils gültigen Fas-
sung mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld-
strafe bestraft, wer innerhalb des Naturschutzgebietes ent-
gegen der Verbote dieser Verordnung

1. Bodenschätze oder andere Bodenbestandteile abbaut
oder gewinnt;

2. Abgrabungen oder Aufschüttungen vornimmt;

3. Gewässer schafft, verändert oder beseitigt;

4. Moore, Sümpfe, Brüche oder sonstige Feuchtgebiete
entwässert;

5. Wald rodet;

6. Tiere einer im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes
besonders geschützten Art tötet, fängt, diesen nach-
stellt oder deren Gelege ganz oder teilweise zerstört
oder entfernt;

7. Pflanzen einer im Sinne des Bundesnaturschutzgeset-
zes besonders geschützten Art beschädigt oder ent-
fernt oder

8. ein Gebäude errichtet

und dadurch den jeweiligen Schutzzweck nicht uner-
heblich beeinträchtigt. Handelt der Täter fahrläs-
sig, so kann eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren
oder Geldstrafe (§ 329 Abs. 4 Nr. 2 StGB) verhängt wer-
den.

§ 10
Aufhebung bestehender Verordnungen

Für den in § 1 dieser Verordnung genannten Geltungsbe-
reich hebe ich die ordnungsbehördliche Verordnung zur
Festsetzung des Gebietes „Wiechholz“, Gemarkung Schale,
Gemeinde Hopsten, Kreis Steinfurt, als Naturschutzgebiet
vom 21.09.1989, veröffentlicht im Amtsblatt für den Regie-
rungsbezirk Münster am 07.10.1989, auf.

§ 11
Verfahrens- und Formvorschriften

Hinweis gemäß § 42 a Abs. 4 LG:

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften des
Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördengesetzes
kann gegen diese Verordnung nur innerhalb eines Jahres
nach ihrer Verkündung geltend gemacht werden, es sei
denn,

a) die Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet
worden oder

b) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der
Bezirksregierung Münster – Höhere Landschaftsbe-
hörde – vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

§ 12
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt eine Woche nach dem Tag ihrer Ver-
kündung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster in
Kraft.

Münster, den 08.12.2008

Bezirksregierung Münster
– Höhere Landschaftsbehörde –

51.1-010-ST/2008.0015-NSG
Wiechholz

Dr. Peter Paziorek

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 15 – 21
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6 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster
Az: 52.6.2 WAF 1

Münster, den 09.01.2009

Zentraldeponie Ennigerloh des Kreises Warendorf;
Abfallrechtliches Plangenehmigungsverfahren zur Zwi-
schenlagerung von EBS-Material, zur Aufbereitung von
MVA-Schlacke sowie zur Zwischenlagerung von bestimm-
ten gewerblichen Kleinanlieferungen und von behandlungs-
bedürftigen, nicht gefährlichen Abfällen

Der Kreis Warendorf hat mit Antrag vom 07.09.2007,
zuletzt geändert mit Schreiben vom 22.10.2008 gemäß
§ 31 Abs. 3 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes
(KrW-/AbfG) die folgenden Vorhaben bzw. Tätigkeiten auf
Teilflächen der Deponie beantragt:

a) Errichtung und Betrieb eines EBS-Zwischenlagers für
hochkalorische Ersatzbrennstoffe in verdichteten Ballen,

b) Betrieb einer Anlage zur Aufbereitung von MVA-Schlacke
und

c) Errichtung und Betrieb eines Zwischenlagers für gewerb-
liche Kleinanlieferungen sowie für unvorbehandelte, nicht
gefährliche Restabfälle

Zu a) Das EBS-Zwischenlager soll genutzt werden, wenn
eine unmittelbare Abgabe der in der mechanischen
Aufbereitungsanlage am Standort Ennigerloh aus-
sortierten hochkalorischen EBS-Fraktion temporär
nicht möglich sein sollte. In diesen Fällen wird das
getrocknete hochkalorische Ersatzbrennstoff-Mate-
rial in Ballen gepresst und mehrfach mit Folie
umwickelt. Die maximale Lagermenge der Rund-
oder Rechteckballen beträgt bis zu 3.000 Mg, die
maximale Lagerdauer darf 1 Jahr nicht überschrei-
ten.

Zu b) Der Betrieb einer Anlage zur Aufbereitung von
MVA-Schlacke soll auf der Deponie jeweils bedarfs-
weise erfolgen, wenn für verfüllte Deponieabschnit-
te der Zentraldeponie Ennigerloh die Ausgleichs-
und Tragschicht der Oberflächenabdichtung aufge-
bracht werden muss. In diesen Fällen soll MVA-
Schlacke (AS 19 01 12), die sich beim bereits fertig
gestellten 1. Bauabschnitt der Oberflächenabdich-
tung als besonders geeignet erwiesen hat, als Roh-
ware angenommen und auf einem Teilabschnitt
eines bereits verfüllten Deponieabschnittes mit einer
mobilen bzw. semi-mobilen Anlage aufbereitet wer-
den.

In der Anlage werden ca. 750 Mg Schlacke pro Tag
aufbereitet. Es darf nur so viel Schlacke aufbereitet
werden, wie für den nächsten Abschnitt der Oberflä-
chenabdichtung benötigt wird.

Zu c) Die Zwischenlagerung von gewerblichen Kleinanlie-
ferungen soll den Betriebsablauf für Anlieferungen
bestimmter, im Regelfall unmittelbar ablagerungsfä-
higer gewerblicher Abfälle dadurch erleitern, dass
mittels Anhänger oder mit Pritschenfahrzeugen in
geringen Mengen angelieferte Abfälle über befestig-
te Wege zunächst in das Zwischenlager gebracht
werden. Darüber hinaus ist hier die Zwischenlage-
rung von Straßenkehricht vorgesehen.

Die zwischengelagerten Abfälle werden vom Depo-
niebetreiber mit deponieeigenen Fahrzeugen (Rad-
lader) zum jeweiligen Einbaubereich der Deponie
weiter transportiert oder vom Zwischenlager aus

einer externen Verwertung zugeführt. Diese Vorge-
hensweise erhöht insbesondere auch die Sicherheit
auf der Deponie.

Die Zwischenlagermenge beträgt insgesamt jeweils
weniger als 100 Mg (Menge Straßenkehricht max.
75 Mg); die max. Dauer der Zwischenlagerung
beträgt 3 Werktage.

Die Zwischenlagerung von nicht vorbehandelten
Restabfällen soll nur für den Fall zum Tragen kom-
men, wenn aufgrund von Revisionen oder unplan-
mäßigen Ausfallzeiten der mechanischen Aufberei-
tungsanlage am Standort Ennigerloh eine unmittel-
bare Aufbereitung nicht möglich ist. Die max. Zwi-
schenlagermenge beträgt 1.000 Mg; die Dauer der
Zwischenlagerung erfolgt so kurz wie möglich,
längstens jedoch 10 Werktage. Das Zwischenlager
wird befestigt und 3-seitig mit Anfahrwänden sowie
einer Überdachung ausgestattet.

Der Antrag des Kreises Warendorf ist hinsichtlich der
Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) nach den Anforderungen des § 3e in
Verbindung mit der Ziffer 12.2.1 der Anlage 1 des Gesetzes
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom
25.06.2005 (BGBl. I S. 1757), zuletzt geändert am
21.12.2006 (BGBl. I S. 3316), zu beurteilen, da die beantrag-
ten Vorhaben jeweils eine Änderung eines bereits bestehen-
den Vorhabens, hier die Abfallablagerung auf der Zentral-
deponie Ennigerloh, darstellen.

Nach § 3e UVPG Ziffer 2 ist anhand einer allgemeinen
Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des § 3c Abs. 1 Satz 1
und 3 UVPG festzustellen, ob für das Vorhaben eine Ver-
pflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung besteht. Hierbei ist insbesondere zu prüfen, ob die
beantragte Änderung erhebliche nachteilige Umweltauswir-
kungen haben kann. Soll eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung unterbleiben, ist dies gemäß § 3a UVPG bekannt zu
geben.

Die nach § 3 UVPG festzustellende Pflicht zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung habe ich für die
vom Kreis Warendorf beantragten Vorhaben anhand einer
Vorprüfung des Einzelfalls nach § 3e UVPG durchgeführt.
Die Stellungnahmen der von mir beteiligten Träger öffent-
licher Belange habe ich bei meiner Prüfung mit einbezogen.

Meine Prüfung hatte zum Ergebnis, dass die Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für die beantrag-
ten Änderungen der Zentraldeponie Ennigerloh im Zusam-
menhang, d. h. für die beantragten Vorhaben zur Zwischen-
lagerung von Ersatzbrennstoffen, zur Aufbereitung von
MVA-Schlacke sowie zur Zwischenlagerung von bestimm-
ten gewerblichen Abfällen und von unvorbehandelten Rest-
abfällen, jeweils auf Teilflächen der Zentraldeponie Enniger-
loh, in den im Antrag zugrunde gelegten Umfängen, nicht
erforderlich ist.

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 22

7 Bekanntmachung gemäß § 10 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bezirksregierung Münster
500-0915128/06.V

48147 Münster, 17.12.2008

Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG)

Die Firma P.B.-Abbruch GmbH, Deininghauser Weg 81,
44577 Castrop-Rauxel, hat die Genehmigung zur wesent-
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lichen Änderung des Recyclinghofes auf dem Grundstück
in 44577 Castrop-Rauxel (Gemarkung Ickern, Flur 9, Flur-
stücke 3 und 33) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Nutzung der genehmig-
ten Gesamtdurchsatzleistung der Holzrecyclinganlage für
Altholz der Kategorien bis A IV, Einrichtung einer Sicher-
stellungsfläche für gefährliche Bau- und Abbruchabfällen,
die Behandlung von Teerpappen, sowie die Einrichtung
einer Sammelstelle für asbesthaltige Stoffe und gefährliche
Dämmstoffe.

Gemäß den Bestimmungen des BImSchG und der 4. Ver-
ordnung zur Durchführung des BImSchG (Verordnung
über genehmigungsbedürftige Anlagen) bedarf das bean-
tragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vorschrif-
ten.

Das beantragte Vorhaben wird hiermit gemäß § 10
BImSchG bekannt gemacht.

Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Unter-
lagen liegen nach der Bekanntmachung einen Monat, vom
19.01.2009 bis einschließlich 18.02.2009, während der
Dienststunden zur Einsicht bei folgenden Behörden aus:

1. Stadtverwaltung Castrop-Rauxel, Zimmer 315, Europa-
platz 1, 44575 Castrop-Rauxel

2. Bezirksregierung Münster, Dezernat 52, Zimmer 206,
Nevinghoff 22, 48147 Münster

Etwaige Einwendungen nicht privatrechtlicher Natur
gegen das Vorhaben können vom 19.01.2009 bis einschließ-
lich 04.03.2009 bei den vorgenannten Behörden schriftlich
vorgebracht werden. Mit Ablauf der Frist werden alle Ein-
wendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen.

Die Einwendungen sollen die volle leserliche Anschrift (in
Blockschrift) des Einwenders tragen. Die Einwendungs-
schreiben werden an den Antragsteller und die beteiligten
Behörden, soweit deren Aufgabenbereich berührt wird zur
Stellungnahme weitergegeben. Auf Verlangen des Einwen-
ders werden dessen Name und Anschrift unkenntlich
gemacht, soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des
Inhalts der Einwendung erforderlich sind.

Erhobene Einwendungen werden, soweit dies für die Prü-
fung der Genehmigungsvoraussetzungen von  Bedeutung
sein kann, auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder der
Personen, die fristgerecht Einwendungen erhoben haben, in
einem besonderen Erörterungstermin am 24.03.2009 um
10:00 Uhr, im Rathaus der Stadt Castrop-Rauxel, Europa-
platz 1, 44575 Castrop-Rauxel, im Sitzungsraum 3 erörtert.
Soweit die Erörterung an dem angegebenen Tag nicht abge-
schlossen wird, ist die Fortführung an den darauf folgenden
Werktagen möglich.

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teil-
nahme haben neben den Vertretern der beteiligten Behör-
den die Antragstellerin und diejenigen, die rechtzeitig  Ein-
wendungen erhoben haben. Sonstige Personen können als
Zuhörer am Termin teilnehmen, sofern genügend freie Plät-
ze zur Verfügung stehen. Die Entscheidung über die Ein-
wendungen wird nach dem Erörterungstermin allen Ein-
wendern schriftlich zugestellt. Die Zustellungen können
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Im Auftrag

gez. Thomas Krimpmann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 22 – 23

8 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster
500-53.0105/08/0801A1

45699 Herten, den 19.12.2008

Die Firma AGR Abfallentsorgungs-Gesellschaft Ruhrgebiet
mbH in 45127 Essen, hat einen Antag auf Genehmigung zur
wesentlichen Änderung der Abfall-Verbrennungsanlage
RZR Herten vorgelegt. Das RZR Herten wird auf dem
Grundstück Im Emscherbruch 11 in 45699 Herten betrie-
ben (Gemarkung Herten, Flur 96, Flurstücke 24, 25, 26).

Gegenstand des Antrags ist eine Anpassung der genehmig-
ten jährlichen Durchsatzkapazitäten an die zugelassenen und
technisch ohne Anlagenänderungen möglichen Verbren-
nungskapazitäten der Siedlungsmüll- sowie der Industrie-
müll-Verbrennungsanlage. Damit geht eine Erhöhung der
jährlichen Durchsatzmengen der vorgenannten Anlagen ein-
her.

Alle anderen technischen Parameter der jeweiligen Anla-
ge, insbesondere die maximale Feuerungswärmeleistung,
der maximale stündliche Abfalldurchsatz sowie die maxi-
male stündliche Dampfmenge bleiben unverändert. Techni-
sche Änderungen an den Anlagen werden nicht vorgenom-
men.

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer
Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 3e in Verbindung
mit §§ 3 a – c des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung durchgeführt.

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-
ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, da
u. a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das
Vorhaben nicht zu besorgen sind.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.
Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a

UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3
Satz 1 des BImSchG.

Bezirksregierung Münster
Im Auftrag

gez. Peter Eller

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 23

9 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)

Bezirksregierung Münster
Az.: 500-53.0104/08/0335508/01.V Le-53

48143 Münster, 18.12.2008

Die Paul Heinemann GmbH und Co. KG. hat am
30.09.2008 einen Antrag zur wesentlichen Änderung und
zum Betrieb der Verzinkungsanlage auf dem Grundstück in
49492 Westerkappeln, Industriestraße 5, Gemarkung
Westerkappeln, Flur 131, Flurstücke 203, 205 bis 207, 450
und 451, vorgelegt.

Der Antrag erstreckt sich auf:

– Erhöhung der Verarbeitungsleistung auf 6 t/h,
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– Ersatz der vorhandenen Abluftreinigungsanlage gegen
eine Anlage mit gleichem Funktionsprinzip aber höherer
Abluftleistung,

– Errichtung und Betrieb von 3 neuen Vorbehandlungs-
becken und eines Abfüllplatzes,

– Errichtung und Betrieb einer Flussmittelaufbereitungs-
anlage.

Gemäß der Vierten Verordnung zur Durchführung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über geneh-
migungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das
beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vor-
schriften.

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren
(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer
Umweltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a bis c des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-
führt.

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es
einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-
ständiger Teil eines Genehmigungsverfahrens nicht bedarf,
da u. a. erhebliche nachteilige Auswirkungen durch das Vor-
haben nicht zu besorgen sind.

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a
UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3
Satz 1 des BImSchG.

Im Auftrag

gez. Klaus Lenknereit

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 23 – 24

10 Bekanntmachung gem. § 21a der 9. Verordnung
zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren – 9. BImSchV)

Bezirksregierung Münster
Az.: 500-53.0054/08/0101.1

Münster, den 19.12.2008

Die Bezirksregierung Münster, Nevinghoff 22, 48147 Müns-
ter, hat der Firma RWE Power AG, Essen mit Datum vom
16.12.2008 eine Genehmigung für das Kraftwerk Ibbenbü-
ren mit folgendem verfügenden Teil erteilt:

„Hiermit wird Ihnen gemäß §§ 6 und 16 Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz (BImSchG) in Verbindung mit § 1 Abs. 1
und Ziffer 1.1 Spalte 1 des Anhangs der Verordnung über
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) die Geneh-
migung zur wesentlichen Änderung des vorhandenen Stein-
kohlenkraftwerkes durch Erhöhung der Feuerungswärme-
leistung von 1892 MW auf 2100 MW erteilt.

Die Kraftwerksanlage darf mit den durch diesen Bescheid
einschließlich der Antragsunterlagen dokumentierten Ände-
rungen auf dem Grundstück Gemarkung Ibbenbüren, Flure
30 und 31, Flurstücke 183 u. a. und 44 u. a. geändert und
betrieben werden.

Diese Genehmigung wird nach Maßgabe nachstehend
aufgeführter Antragsunterlagen erteilt, soweit in den Neben-
bestimmungen keine abweichenden Regelungen getroffen
sind.

Eingeschlossene Entscheidungen

Dieser immissionsschutzrechtliche Genehmigungs-
bescheid beinhaltet die Genehmigung zur zusätzlichen Frei-
setzung von Treibhausgasen gemäß § 4 des Treibhausgas-
Emissionshandelsgesetzes (TEHG).“

Der Genehmigungsbescheid enthält folgende Rechts-
behelfsbelehrung:

„Gegen diesen Genehmigungsbescheid und/oder die
Kostenentscheidung kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung Klage beim Oberverwaltungsgericht des Landes
Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster
erhoben werden.“

Es wird hiermit bekannt gegeben, dass eine Ausfertigung
des Genehmigungsbescheides vom 16.12.2008 in der Zeit
vom 12.01.2009 bis einschließlich 26.01.2009 während der
Dienststunden an folgenden Stellen ausliegt:

1. Stadtverwaltung Ibbenbüren, Fachdienst Stadtplanung,
Zimmer 732, Alte Münsterstr. 16, 49477 Ibbenbüren

2. Gemeindeverwaltung Westerkappeln, Bauamt, Zimmer
17, Große Str. 13, 49492 Westerkappeln

3. Bezirksregierung Münster, Dezernat 53, Zimmer 1,
Nevinghoff 22, 48147 Münster.

Ich weise darauf hin, dass die Genehmigung unter Fest-
setzungen zum Umweltschutz und zum Arbeitsschutz
ergangen ist.

Im Auftrag

gez. Peter Wicke
Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 24

11 Bekanntmachung gem. § 21a der 9. Verordnung
zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren – 9. BImSchV)

Bezirksregierung Münster
Az.: 500-53.0002/08/0101.1

Münster, den 19.12.2008

Die Bezirksregierung Münster, Nevinghoff 22, 48147 Müns-
ter, hat der Firma GDKW Bocholt Power GmbH & Co.
KG mit Datum vom 17.12.2008 eine Genehmigung mit fol-
gendem verfügenden Teil erteilt:

„Hiermit wird Ihnen gemäß §§ 4 und 6 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in Verbindung mit §
1 Abs. 1 und Ziffer 1.1 Spalte 1 des Anhangs der Verord-
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV)
die Genehmigung zur Errichtung und der Betrieb eines
Gas- und Dampfkraftwerkes erteilt.

I.1 Eingeschlossene Entscheidungen:

– die Baugenehmigung nach der Landesbauordnung
NW

– Erlaubnis nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 Betriebssicherheits-
verordnung für die Installation und den Betrieb des
Abhitzekessels und des Hilfskessels

– die Genehmigung nach § 4 des Gesetzes über den
Handel mit Berechtigungen zur Emission von Treib-
hausgasen (Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz –
TEHG) zur Berechtigung der Freisetzung von Treib-
hausgasen.

– Eignungsfeststellung gemäß § 19 h Wasserhaushalts-
gesetz für die eignungsfeststellungsbedürftigen Anla-
gen zum Umgang mit Wasser gefährdenden Stoffen

– Befreiung nach § 31 Abs. 2 Baugesetzbuch von den
Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 8-6/9 hinsicht-
lich der Zweckbestimmung der Flurstücke 359 und
360, Gemarkung Mussum, Flur 1, als öffentliche
Grünfläche. (Begründung: gemäß den Festsetzungen
zum Bebauungsplan sind die Flurstücke 359 und 360
als öffentliche Grünfläche ausgewiesen. Diese Grünflä-
che befindet sich wie das Baugrundstück [Flur 1, Flur-
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stücke 299, 300 und 361] im Eigentum der Antragstel-
lerin. Entsprechend den Bauvorlagen wird das Bau-
grundstück einschließlich der Grünfläche eingezäunt.
Die im Bebauungsplan festgesetzte Grünfläche wird als
private Grünfläche innerhalb des Betriebsgrundstücks
angelegt und dauerhaft unterhalten).

– Zustimmung nach § 73 BauO NRW für zwei Abwei-
chungen von folgenden Bestimmungen:

1. § 37 Abs. 7 BauO NRW hinsichtlich der Ausführung
des Fensterelements zwischen Treppenraum und
Flur im Erdgeschoss des Blockwarten- und Verwal-
tungsgebäudes in der Feuerwiderstandsklasse G 30

2. § 38 Abs. 3 BauO NRW hinsichtlich der Überschrei-
tung der zulässigen Länge des nördlichen Stichflures
im Obergeschoss des Blockwarten- und Verwal-
tungsgebäudes

Die Anlage darf auf dem Grundstück Gemarkung Mus-
sum, Flur 1, Flurstücke 299, 300, 359, 360 und 361 errich-
tet und betrieben werden.“

Der Genehmigungsbescheid enthält folgende Rechts-
behelfsbelehrung:

„Gegen diesen Genehmigungsbescheid und/oder die
Kostenentscheidung kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung Klage beim Oberverwaltungsgericht des Landes
Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster
erhoben werden.“

Es wird hiermit bekannt gegeben, dass eine Ausfertigung
des Genehmigungsbescheides vom 17.12.2008 in der Zeit
vom 12.01.2009 bis einschließlich 26.01.2009 während der
Dienststunden an folgenden Stellen ausliegt:
1. Stadtverwaltung Bocholt – Fachbereich Tiefbau – Rat-

haus, 2. OG –, 46395 Bocholt, Berliner Platz 1
2. Bezirksregierung Münster, Dezernat 53, Raum 1, Neving-

hoff 22, 48147 Münster.
Ich weise darauf hin, dass die Genehmigung unter Fest-

setzungen zum Baurecht/Brandschutz, zum  Immissions-
schutz, zum Arbeitsschutz, zur Abfallwirtschaft/Boden-
schutz, zum Verkehrsschutz und zum Wasserrecht ergangen
ist.

Im Auftrag

gez. Ulrich Straube

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 24 – 25

C: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen

12 Öffentliche Bekanntmachung der Neufestsetzung
einer Ortsdurchfahrt im Zuge der L 830 im
Gebiet der Stadt Warendorf

Landesbetrieb Straßenbau NRW
Betriebssitz Gelsenkirchen
0000/42100.060-4.22.03.02 L 830

In der Stadt Warendorf, Kreis Warendorf, Regierungsbezirk
Münster ist aufgrund der vorhandenen Bebauung und der
Erschließung die Neufestsetzung der Ortsdurchfahrt im
Zuge der L 830 erforderlich.

Die Ortsdurchfahrt im Zuge der L 830 wird gemäß § 5
Abs. 2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes
Nordrhein-Westfalen – StrWG NRW – vom 23.09.1995
(GV NRW, S. 1028) in der zur Zeit gültigen Fassung im Ein-
vernehmen mit der Stadt Warendorf und der Bezirksregie-
rung Münster wie folgt neu festgesetzt:

1) von Netzknoten 4014 015 nach Netzknoten 4013 022
von Station 0,178 bis Station 0,966

(Länge: 0,788 km)

Die Neufestsetzung der Ortsdurchfahrt gilt mit Wirkung
vom 01.01.2009.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines

Monats nach Zustellung Klage erheben. Die Klage ist beim
Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 38, 48147 Münster
schriftlich einzureichen oder persönlich zur Niederschrift
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären.

Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei
Abschriften beigefügt werden.

Hinweis:
Durch das Bürokratieabbaugesetz II ist das einer Klage bis-

her vorgelagerte Widerspruchsverfahren abgeschafft worden.
Zur Vermeidung unnötiger, kostenpflichtiger Klagen rege ich an,
sich bei Unstimmigkeiten zunächst mit mir in Verbindung zu
setzen.

Ich weise aber darauf hin, dass die Klagefrist von einem
Monat durch einen solchen Einigungsversuch nicht verlängert
wird.

Gelsenkirchen, 15.12.2007

i. A.

Christoph Querdel

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 25

13 Regionalverband Ruhr

Die 11. Verbandsversammlung tritt zu ihrer 21. Sitzung am

Montag, 12. Januar 2009 – 10:00 Uhr –
im Plenarsaal (Robert-Schmidt-Saal) des Dienstgebäudes

Kronprinzenstr. 35, 45128 Essen
zusammen.

Tagesordnung
Öffentlicher Teil
1. Finanzielle Situation der Kommunen in der Metropole

Ruhr

– Resolution der Verbandsversammlung
– Memorandum
– Kommunalfinanzbericht

2. Wandel als Chance

– Antrag von SPD-Fraktion und Bündnis 90/Die Grünen
– vom 01.12.2008
– Antrag der FDP-Fraktion vom 03.12.2008
– Änderungsantrag der Fraktion Die Linke.
– vom 05.12.2008

3. Angelegenheiten der AGR

– US-Lease
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4. Einrichtung einer Geschäftsstelle Bergschadensregulierung

5. Anfragen und Mitteilungen

Essen, 18.12.2008

Horst Schiereck

Vorsitzender der Verbandsversammlung

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 25 – 26

14 Ungültigkeitserklärung für eine in Verlust
geratene Kriminaldienstmarke

Die Kriminaldienstmarke Nr. 7074 ausgehändigt vom Poli-
zeipräsidium Münster ist in Verlust geraten und wird für
ungültig erklärt.

Der unbefugte Gebrauch der Kriminaldienstmarke wird
strafrechtlich verfolgt.

Sollte die Kriminaldienstmarke gefunden werden, wird
gebeten, sie dem Polizeipräsidium Münster zurückzugeben.

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 26

15 Ungültigkeitserklärung für einen in Verlust
geratenen Polizeidienstausweis

Der Polizeidienstausweis Nr. 0206056 des Kriminaloberkom-
missars Bodo Plieschke ausgestellt am 09.09.2002 von LZPD
NRW, NL Linnich ist in Verlust geraten und wird für ungültig
erklärt.

Der unbefugte Gebrauch des Dienstausweises wird straf-
rechtlich verfolgt.

Sollte der Ausweis gefunden werden, wird gebeten, ihn
der Kreispolizeibehörde Warendorf zurückzugeben.

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 26

Aufgebote und Kraftloserklärungen
von Sparkassenbüchern

16 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 390 694 305
(Neu: 3 790 694 305), ausgestellt von der Kreissparkasse
Recklinghausen, die seit dem 01. Januar 2003 unter der
Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen firmiert, aufge-
boten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 10. März 2009 beim Vorstand der Sparkasse
Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,
seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 10. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 26

17 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 380 335 059
(Neu: 3 780 335 059), ausgestellt von der Kreissparkasse
Recklinghausen, die seit dem 01. Januar 2003 unter der
Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen firmiert, aufge-
boten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 10. März 2009 beim Vorstand der Sparkasse
Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,
seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 10. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 26

18 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 347 028 052
(Neu: 3 747 028 052), ausgestellt von der Kreissparkasse
Recklinghausen, die seit dem 01. Januar 2003 unter der
Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen firmiert, aufge-
boten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 12. März 2009 beim Vorstand der Sparkasse
Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,
seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 12. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 26

19 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 3 014 002 400
aufgeboten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 12. März 2009 beim Vorstand der Sparkasse
Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,
seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 12. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 26

20 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 3 030 432 235,
ausgestellt von der Sparkasse Castrop-Rauxel, die seit dem
31. August 2004 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest
Recklinghausen firmiert, aufgeboten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 15. März 2009 beim Vorstand der Sparkasse
Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,
seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 15. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 26

21 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 3 030 452 456,
ausgestellt von der Sparkasse Castrop-Rauxel, die seit dem
31. August 2004 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest
Recklinghausen firmiert, aufgeboten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 15. März 2009 beim Vorstand der Sparkasse
Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,
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seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 15. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 26 – 27

22 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 4 030 073 284,
ausgestellt von der Sparkasse Castrop-Rauxel, die seit dem
31. August 2004 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest
Recklinghausen firmiert, aufgeboten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 15. März 2009 beim Vorstand der Sparkasse
Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,
seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 15. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 27

23 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 380 104 513
(Neu: 3 780 104 513), ausgestellt von der Kreissparkasse
Recklinghausen, die seit dem 01. Januar 2003 unter der
Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen firmiert, aufge-
boten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 16. März 2009 beim Vorstand der Sparkasse
Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,
seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 16. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 27

24 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 380 096 669
(Neu: 3 780 096 669), ausgestellt von der Kreissparkasse
Recklinghausen, die seit dem 01. Januar 2003 unter der
Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen firmiert, aufge-
boten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 16. März 2009 beim Vorstand der Sparkasse
Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,
seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 16. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 27

25 Der Vorstand der Sparkasse Vest Recklinghausen hat
das verlorengegangene Sparkassenbuch Nr. 4 020 001 055
aufgeboten.

Der Inhaber der Urkunde wird hiermit aufgefordert, spä-
testens bis zum 19. März 2009 beim Vorstand der Sparkasse

Vest Recklinghausen, 45657 Recklinghausen, Herzogswall 5,
seine Rechte anzumelden und die Urkunde vorzulegen,
andernfalls wird das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt.

Recklinghausen, 19. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 27

26 Das am 10. September 2008 aufgebotene Sparkas-
senbuch Nr. 428 021 638 (Neu: 4 628 021 638), ausgestellt
von der Kreissparkasse Recklinghausen, die seit dem
01. Januar 2003 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest
Recklinghausen firmiert, wird für kraftlos erklärt, da nach
Ablauf der dreimonatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht
geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 11. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 27

27 Das am 10. September 2008 aufgebotene Sparkas-
senbuch Nr. 480 089 283 (Neu: 4 680 089 283), ausgestellt
von der Kreissparkasse Recklinghausen, die seit dem
01. Januar 2003 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest
Recklinghausen firmiert, wird für kraftlos erklärt, da nach
Ablauf der dreimonatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht
geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 11. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 27

28 Das am 10. September 2008 aufgebotene Sparkas-
senbuch Nr. 4 020 428 183 ausgestellt von der Sparkasse
Castrop-Rauxel, die seit dem 31. August 2004 unter der
Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen firmiert, wird
für kraftlos erklärt, da nach Ablauf der dreimonatigen Auf-
gebotsfrist Ansprüche nicht geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 11. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 27

29 Das am 10. September 2008 aufgebotene Sparkas-
senbuch Nr. 3 030 235 513 ausgestellt von der Sparkasse
Castrop-Rauxel, die seit dem 31. August 2004 unter der
Bezeichnung Sparkasse Vest Recklinghausen firmiert, wird
für kraftlos erklärt, da nach Ablauf der dreimonatigen Auf-
gebotsfrist Ansprüche nicht geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 11. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 27

30 Das am 10. September 2008 aufgebotene Sparkas-
senbuch Nr. 445 081 219 (Neu: 4 645 081 219), ausgestellt
von der Kreissparkasse Recklinghausen, die seit dem
01. Januar 2003 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest
Recklinghausen firmiert, wird für kraftlos erklärt, da nach
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Ablauf der dreimonatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht
geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 11. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 27 – 28

31 Das am 10. September 2008 aufgebotene Sparkas-
senbuch Nr. 3 745 466 726 wird für kraftlos erklärt, da nach
Ablauf der dreimonatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht
geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 11. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 28

32 Das am 15. September 2008 aufgebotene Sparkas-
senbuch Nr. 356 175 844 (Neu: 3 756 175 844), ausgestellt
von der Kreissparkasse Recklinghausen, die seit dem
01. Januar 2003 unter der Bezeichnung Sparkasse Vest
Recklinghausen firmiert, wird für kraftlos erklärt, da nach
Ablauf der dreimonatigen Aufgebotsfrist Ansprüche nicht
geltend gemacht worden sind.

Recklinghausen, 19. Dezember 2008

Sparkasse Vest Recklinghausen

Der Vorstand

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2009 S. 28
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